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Liebe Leserinnen und Leser dieses bAV-Updates, 
 

immer wieder erwischt man sich dabei, leichtfertig „Früher war alles besser“ zu sagen. Zumeist be-

schreibt das weniger eine objektive Feststellung als vielmehr ein kollektives Gefühl. Aber in letzter Zeit 

konnte man objektiv feststellen, „Früher war alles besser“, soweit es um Konsultationen in Gesetzge-

bungsverfahren ging. Drei Arbeitstage für die Stellungnahme zum 114-seitigen Referentenentwurf zur 

Reform der privaten Altersvorsorge, nur wenige Tage mehr für die Vorbereitung zur Anhörung zum 

BRSG-II-Entwurf im Ausschuss für Arbeit und Soziales im Deutschen Bundestag. Ein Schelm, wer Böses 

dabei denkt, oder sind qualifizierte Expertenmeinungen etwa wirklich nicht mehr gefragt? Seltsam ist 

es auch, dass man in Sachen Altersvorsorge noch schnell viele Pflöcke einschlägt und anschließend eine 

unabhängige Rentenkommission einsetzt, die vollkommen neutral und unvoreingenommen in kürzester 

Zeit Vorschläge zur Neujustierung des Dreisäulensystems erarbeiten soll. Vielleicht will man der Kom-

mission auch nur helfen, Zeit zu sparen, denn so manche Option braucht sie nicht mehr zu prüfen. Zent-

rale (zum Teil recht kostspielige) Fakten wurden ja bereits geschaffen. 

Das Team der aba wünscht Ihnen dennoch eine geruhsame Weihnachtszeit und einen guten Jahres-

wechsel. Schöpfen Sie Kraft, wir werden sie brauchen. 

Frohe Weihnachten wünscht für das ganze aba-Team, 

 
Ihr Klaus Stiefermann 
 

INHALTSVERZEICHNIS 

POLITIK 3  

Die aba begrüßt die Verabschiedung des Zweiten Betriebsrentenstärkungsgesetzes .............................................. 3 
Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz: Letzte Änderungen ................................................................................... 3 
Entwurf Altersvorsorgereformgesetz: Staatlich geförderte private Vorsorge darf nicht bei Vermögensbildung 
stehenbleiben ............................................................................................................................................................ 4 
Bundeskabinett verständigt sich auf die Besetzung der Alterssicherungskommission ............................................. 5 
Abschlussbericht der Kommission „Bürokratiearme Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie“ ........................ 6 
Digitale Rentenübersicht: Verstärkte Werbung und neues Rentenlabor .................................................................. 7 
EU-Kommission veröffentlicht Zusatzrentenpaket .................................................................................................... 8 
Technischer Beitrag von EIOPA zur Überprüfung der EbAV-II-Richtlinie und der PEPP-Verordnung im 
Zusammenhang mit der Spar- und Investitionsunion: aba-Positionspapier ............................................................. 8 
Empfehlung der EU-Kommission zu Spar- und Anlagekonten: aba-Positionspapier ................................................. 9 
EIOPA-Sondierung zur Entwicklung eines DC Pension Toolkits: aba-Antworten ..................................................... 10 



|2025 4 

 

   
2 Erscheinungsdatum: 19.Dezember 2025 

STEUERN 11  

Zentrale Inhalte des Aktivrentengesetzes ............................................................................................................... 11 
Überzahlungen nach Dienstaustritt in der Unterstützungskasse – BMF Billigkeitsregelung ................................... 12 
Verfahrensänderungen und neue Mitteilungspflichten für Zahlstellen gem. § 202 SGB V ..................................... 13 
Bericht Expertenkommission „Bürgernahe Einkommensteuer“ – neue Entwicklungen in 2026 zu erwarten? ...... 14 

AUFSICHT 15  

BaFin-Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht aus Sicht von EbAV .................................................................. 15 
Kein BaFin-Merkblattentwurf zur Einflussnahme bei Investmentvermögen .......................................................... 15 
BaFin-Stresstest für Pensionskassen 2026 – Anpassungen zu erwarten ................................................................. 16 
EIOPA-Stresstest 2025 für EbAV – Ergebnisbericht veröffentlicht .......................................................................... 16 

NACHHALTIGKEIT  17  

Vorschlag der EU-Kommission zur Überarbeitung der Offenlegungsverordnung: erste Einschätzungen aus 
EbAV-Sicht ............................................................................................................................................................... 17 

IT-ANFORDERUNGEN 18  

IDW-Entwurf für Prüfungsstandard zur DORA-Verordnung – aba-Vorschläge zu Indikatoren und Erläuterungen 
zu EbAV .................................................................................................................................................................... 18 
DORA-Verordnung: Erste Zwischenbilanz, Kritische Drittdienstleister, neue Aufsichtsmitteilung zu IKT-Risiken 
beim Einsatz Künstlicher Intelligenz ........................................................................................................................ 18 
Digital Omnibus eröffnet Reformdiskussion u.a. über DORA-VO und KI-VO ........................................................... 19 
FIDA-Verordnungsvorschlag: Keine Fortschritte bei Trilogverhandlungen in Q4 2025 ........................................... 20 

VERSCHIEDENES 21  

Neues Seminar „Grundzüge der Direktzusage“ ....................................................................................................... 21 
Veranstaltung für Kapitalanlageverantwortliche von EbAV am 24.02.2026 in Wiesbaden .................................... 21 
Austauschangebote 2026 des aba-Fachausschusses Kapitalanlage und Regulatorik.............................................. 21 
Aktualisierte Daten und Fakten zur betrieblichen Altersversorgung ...................................................................... 21 
OECD-Pension Markets in Focus 2025: Weltweit verwaltete Pensionsvermögen steigen auf neues 
Rekordniveau ........................................................................................................................................................... 22 

TAGUNGEN 23  

SEMINARE 23  

Seminarkalender ...................................................................................................................................................... 23 
 
 

  



|2025 4 

 

   
3 Erscheinungsdatum: 19.Dezember 2025 

POLITIK 

Die aba begrüßt die Verabschiedung des Zweiten Betriebsrentenstärkungsgesetzes  

Die aba hat am 5. Dezember 2025 mit der nachfolgenden Presseinformation die Verabschiedung des Zweiten 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes im Deutschen Bundestag wie folgt kommentiert:  

 
„Heute wurde im Bundestag das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz verabschiedet. Beate Petry, Vorsitzende 
des Vorstands der aba - Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V., begrüßt die Verabschiedung 

des Gesetzes und die damit verbundene Stärkung der betrieblichen Altersversorgung: „Ich bin froh, dass mit dem 
Zweiten Betriebsrentenstärkungsgesetz (BRSG II) viele sinnvolle Maßnahmen zur sozialpolitisch notwendigen 
Stärkung der betrieblichen Altersversorgung auf den Weg gebracht werden. Auch wenn wir uns eine etwas ambi-

tioniertere Reform gewünscht hätten, freuen wir uns über die Verabschiedung des BRSG II im Deutschen Bundes-
tag. Mehr und höhere Betriebsrenten sind im Interesse der Generationengerechtigkeit.“ 
 

Die aba begrüßt unter anderem die Verbesserungen bei der Geringverdienerförderung, die neuen Möglichkeiten 
von Optionsmodellen auf betrieblicher Ebene, die flexibleren Bedeckungsvorschriften bei Pensionskassen und 
die leicht verbesserten Anschlussmöglichkeiten bei Sozialpartnermodellen. Die Maßnahmen im BRSG II können 

in ihrer Gesamtheit zu einer stärkeren Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung beitragen. 
 
Die durch den Änderungsantrag des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales vorgesehenen Ergänzungen 

zum Regierungsentwurf begrüßt die aba ausdrücklich. Die leichte Anhebung der zustimmungsfreien Abfindungs-
grenze von heute 37,45 Euro auf 56,18 Euro führt zu einer Entbürokratisierung bei den Unternehmen. Mit der 
Festlegung konkreter Zielgrößen und klarer Konsequenzen für die Evaluierung des Sozialpartnermodells im Jahr 

2027 unterstreicht der Gesetzgeber seine Erwartungen. Gleichwohl wäre eine ambitioniertere Zielsetzung von 
einer Verdrei- oder gar Vervierfachung der aktuellen Beteiligtenzahlen in Sozialpartnermodellen wünschenswert 
gewesen, denn selbst dann lägen die Mitgliederzahlen noch unter 200.000.  (…)“ 

 
Nachtrag: Die Verabschiedung im Bundesrat erfolgt am 19. Dezember 2025. Dadurch kann das Gesetz, soweit 
nicht für einzelne Regelungen ein späteres Inkrafttreten vorgesehen ist (u.a. die neuen Regelungen über die vor-

gezogene Altersleistung und zum bAV-Förderbetrag ab 1. Januar 2027) zum 1. Januar 2026 in Kraft treten. 
// St, SD, Mo 

 

Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz: Letzte Änderungen  

In dem bAV-Update 3-2005 haben wir den Stand des BRSG II Ende September 2025 beschrieben. Am 3. Dezember 
2025 wurden die Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales veröffentlicht. Diese 
Beschlussempfehlung enthielt zwei wichtige Änderungen, die nachfolgend in der zweiten und dritten Lesung am 
5. Dezember 2025 auch angenommen wurden: 
 
▪ Erhöhung der zustimmungsfreien Abfindung von 1 auf 1,5% 

§ 3 Abs. 2 Satz 1 BetrAVG-E wird durch folgenden Satz geändert: 
„Der Arbeitgeber kann eine Anwartschaft ohne Zustimmung des Arbeitnehmers abfinden, wenn der Monats-
betrag der aus der Anwartschaft resultierenden laufenden Leistung bei Erreichen der vorgesehenen Alters-
grenze 1,5 vom Hundert, bei Kapitalleistungen achtzehn Zehntel der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen würde.“ 

▪ Änderung der Evaluierungsregelung des § 30a BetrAVG-E 
Nach § 30 wird der folgende § 30a eingefügt: 
„§ 30a Evaluierung 

https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2025-12-05-die-aba-begruesst-die-verabschiedung-des-zweiten-betriebsrentenstaerkungsgesetzes-im-bundestag
https://dserver.bundestag.de/btd/21/030/2103085.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/030/2103085.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/030/2103085.pdf
https://dserver.bundestag.de/btp/21/21048.pdf#P.5644
https://dserver.bundestag.de/btp/21/21048.pdf#P.5676
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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird 2027 untersuchen, ob die Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung aufgrund der vorgesehenen Öffnung von Sozialpartnermodellen erkennbar gestiegen ist. 
Sollte sich die Zahl der Beschäftigten, die an einem Sozialpartnermodell teilnehmen, bis dahin gegenüber 
2025 nicht verdoppelt haben, muss die Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaften bis zum 31. 
März 2028 geeignete Maßnahmen vorschlagen, damit allen Unternehmen und ihren Beschäftigten der Zu-
gang zu einem Sozialpartnermodell eröffnet wird.“ 

 
Der detaillierte Vorgangsablauf mit Hinterlegung aller wichtigen Drucksachen kann dem DIP-Server des Bundesta-
ges entnommen werden. Der zweite Durchlauf im Bundesrat erfolgt am Freitag, den 19. Dezember. Das zweite 
Betriebsrentenstärkungsgesetz steht mit der BR-Drucksache 724/25 auf der TOP 4b der Sitzungsagenda. Danach 
muss das Gesetz zum Inkrafttreten noch Bundesgesetzblatt veröffentlicht werden. 

// MK 
 

Entwurf Altersvorsorgereformgesetz: Staatlich geförderte private Vorsorge darf nicht bei 
Vermögensbildung stehenbleiben 

Das BMF hat am Freitagnachmittag des 5. Dezembers 2025 den „Verbänden und Interessenvertretungen“ den 
Referentenentwurf zum Altersvorsorgereformgesetz zugeleitet, mit der Möglichkeit bis zum darauffolgenden 
Mittwoch eine Stellungnahme abzugeben. Die aba hat ihre Stellungnahme vom 10. Dezember 2025 auf ihrer 
Homepage veröffentlicht. Dort finden Sie auch eine kurze Zusammenfassung. Das BMF hat inzwischen einen FAQ-
Katalog zur geförderten privaten Altersvorsorge (in unserem Verständnis eigentlich Vermögensbildung) veröffent-
licht. 
 
Die aba hat am 11. Dezember 2025 diese Presseinformation zum Altersvorsorgereformgesetz abgegeben: 
 
„Eine dem komplexen Reformvorhaben für die private Altersvorsorge angemessene Verbändebeteiligung ist so 
nicht möglich, vielleicht ja auch gar nicht erwünscht,“ kritisiert die aba-Vorstandsvorsitzende Beate Petry die ext-
rem kurze Stellungnahmefrist für den Referentenentwurf zum Altersvorsorgereformgesetz. Am Freitagnachmit-
tag, dem 5. Dezember, hat das Bundesfinanzministerium den 114seitigen Referentenentwurf mit einer Stellung-
nahmefrist bis zum 10. Dezember verschickt. Aufgrund der hohen Komplexität sei eine gewissenhafte Prüfung in 
3 Arbeitstagen nicht möglich, merkt Petry an. 
 
Zudem sei nicht nachvollziehbar, warum die Koalition noch vor Weihnachten den Entwurf für das Altersvorsor-
gereformgesetz durchpeitscht und Eckpunkte für die Frühstartrente vorstellt, obwohl sie gleichzeitig eine Renten-
kommission einsetzen will. Damit würden zentrale Weichen für die dritte Säule der Altersversorgung gestellt und 
Fakten geschaffen, die die Prüfoptionen eines solchen Gremiums, das einen Blick auf alle Säulen werfen soll, gleich 
wieder beschneiden. 
 
Mit dem Gesetzesvorhaben soll die steuerlich geförderte private Altersvorsorge umfassend neu aufgestellt wer-
den. Ziel ist ein kostengünstiges, verständliches und transparentes Angebot an Vorsorgeprodukten, das breite Be-
völkerungsschichten erreicht und dazu motiviert, für das Alter privat vorzusorgen. Ob das Ziel mit diesem Entwurf 
erreicht wird, bleibt fraglich – insbesondere, wenn die neuen Regelungen die Attraktivität der betrieblichen Al-
tersversorgung (bAV) schwächen. Kollateralschäden für die bAV müssen vermieden werden, da sonst bewährte 
Strukturen gefährdet, Arbeitgeber belastet und die Verbreitung der bAV zurückgedrängt würden. 
 
Petry merkt daher kritisch an: „Wir brauchen keine Konkurrenz der Systeme, sie müssen sich ergänzen. Staatlich 
geförderte private Vorsorge darf nicht bei Vermögensbildung stehenbleiben! Nur so wird das politische Leitbild 
einer Alterssicherung aus mehreren Säulen Realität. Bleibt sie bei reiner Vermögensbildung stehen, trägt im Alter 
der Sozialstaat in vielen Fällen die Last. Denn die Menschen leben länger als sie erwarten, und sie sind ohne Bera-
tung und damit zusätzlichen Kosten selten in der Lage, Kapital oder befristete Zahlungen selbstständig in eine 
lebenslange Leistung umzuwandeln. Wir brauchen deshalb keine neuen Sparmodelle, sondern verlässliche Leis-
tungen wie sie Betriebsrenten effizient bieten können.“ 

https://dip.bundestag.de/vorgang/zweites-gesetz-zur-st%C3%A4rkung-der-betrieblichen-altersversorgung-und-zur-%C3%A4nderung/325336?term=zweites%20Betriebsrentenst%C3%A4rkungsgesetz&f.typ=Vorgang&rows=25&pos=1&ctx=e
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=724-25
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1060/tagesordnung-1060.html?topNr=4b#top-4b
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2025-12-01-Altersvorsorgereformgesetz/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2025-12-11-aba-stellungnahme-zum-altersvorsorgereformgesetz
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2025-12-11-aba-stellungnahme-zum-altersvorsorgereformgesetz
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/reform-der-privaten-altersvorsorge.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/reform-der-privaten-altersvorsorge.html
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2025-12-11-staatlich-gefoerderte-private-vorsorge-darf-nicht-bei-vermoegensbildung-stehenbleiben
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Das Kabinett hat das Altersvorsorgereformgesetz am 17. Dezember 2025 verabschiedet. Der Gesetzentwurf mit 
einigen Änderungen gegenüber dem Entwurf ist inzwischen genauso wie eine kurze Presseerklärung abrufbar. Auf 
der gleichen Sitzung wurde auch das Eckpunktepapier für einen Gesetzentwurf (abrufbar über den Link auf der 
BMF-Internsetseite) zur Schaffung der Frühstart-Rente vorgestellt. 

// St, SD, MK 
 

Bundeskabinett verständigt sich auf die Besetzung der Alterssicherungskommission 

Das Bundeskabinett hat sich am 17. Dezember 2025 auf die Besetzung der Alterssicherungskommission verstän-

digt. Vorsitzende der Kommission für eine große Rentenreform sollen Constanze Janda (Professorin für Sozial-
recht und Verwaltungswissenschaften an der Universität Speyer) und Frank-Jürgen Wiese (ehemaliger Vor-
standsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit) werden. 

 

CDU, CSU und SPD hatten sich im Koalitionsvertrag darauf verständigt, in einer Rentenkommission bis Mitte der 
Legislaturperiode eine neue Kenngröße für ein Gesamtversorgungsniveau über alle drei Säulen der Alterssiche-

rung zu entwickeln. Im Rahmen der Diskussion über das Gesetz zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zur 
vollständigen Gleichstellung der Kindererziehungszeiten hatten sich die Koalitionsspitzen dann darauf geeinigt, 
dass die Rentenkommission ihre Vorschläge für eine Reform der Alterssicherung bereits bis zum Ende des zwei-

ten Quartals 2026 vorlegen soll. Die Kommission wird im Januar 2026 ihre Arbeit aufnehmen. 

 

Die Kommission soll aus insgesamt 13 Mitgliedern bestehen. Neben den Vorsitzenden sind acht Wissenschaftle-

rinnen und Wissenschaftler benannt worden:  
▪ Prof. Dr. Martin Werding (Professor für Sozialpolitik und öffentliche Finanzen an der Universität Bochum 

und Mitglied des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung),  
▪ Prof. Jörg Rocholl (Professor für Wirtschaftswissenschaften und Präsidenten der Wirtschaftshochschule 

ESMT Berlin) 
▪ Prof. Dr. Tabea Bucher-Koenen (Professorin für Finanzmärkte an der Universität Mannheim und Leiterin des 

ZEW-Forschungsbereichs Altersvorsorge und nachhaltige Finanzmärkte),  
▪ Prof. Dr. Silke Übelmesser (Professorin für Allgemeine Volkswirtschaftslehre/ Finanzwissenschaft an der 

Universität Jena),  
▪ Prof. Dr. Camille Logeay (Professorin für Volkwirtschaftslehre insbesondere quantitative Methoden an der 

HTW Berlin),  
▪ Dr. Monika Queisser (Leiterin der Sozialpolitik-Abteilung der Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-

beit und Entwicklung (OECD)),  
▪ Prof. Dr. Peter Bofinger (Seniorprofessur für VWL, Geld und internationale Wirtschaftsbeziehungen an der 

Universität Würzburg), 
▪ Prof. Dr. Georg Cremer (ehemaliger Generalsekretär des Deutschen Caritasverbandes). 
 
Neben den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern werden jeweils auch ein Vertreter der Regierungspar-
teien Mitglieder der Kommission sein: Pascal Reddig (CDU), Florian Dorn (CSU) und Annika Klose (SPD). Die Deut-
sche Rentenversicherung Bund nimmt als Sachverständige an allen Sitzungen teil. Die Kommission wird sich mit 
den Herausforderungen der nachhaltigen Sicherung sowie der Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und der betrieblichen und privaten Altersvorsorge befassen. Sie soll dabei auf die bereits von der Bundesre-
gierung eingeleiteten Reformmaßnahmen aufsetzen. 
 

„Wir brauchen mehr Mut zu Reformen im Dreisäulensystem der deutschen Altersversorgung. Die angekündigte 
Rentenkommission sollte schnell große Reformschritte vorschlagen und insbesondere klare Rollen für alle Säulen 
der Alterssicherung definieren. Dabei sollte, wie auch im Ausland üblich, der Betriebsrente ein größerer Stellen-
wert zugebilligt werden. Wir brauchen eine solide, generationengerechte Alterssicherung mit einem dualen Kern 
aus gesetzlicher und betrieblicher Altersversorgung. Die aba wird diesen Prozess konstruktiv begleiten und ihre 
Vorschläge aktiv einbringen,“ betont Beate Petry, Vorsitzende des Vorstands der aba - Arbeitsgemeinschaft für 
betriebliche Altersversorgung e.V. (vgl. Presseinformation der aba vom 5. Dezember 2025). 

// Mo 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/bundeskabinett-ergebnisse-2399746
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2025-12-01-Altersvorsorgereformgesetz/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2025/12/2025-12-17-private-altersvorsorge.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Steuern/eckpunktepapier-zur-fruehstart-rente.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Steuern/eckpunktepapier-zur-fruehstart-rente.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2025/alterssicherungskommission-nimmt-ihre-arbeit-auf.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw42-de-rente-1115416
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw42-de-rente-1115416
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2025-12-05-die-aba-begruesst-die-verabschiedung-des-zweiten-betriebsrentenstaerkungsgesetzes-im-bundestag
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Abschlussbericht der Kommission „Bürokratiearme Umsetzung der Entgelttransparenzricht-
linie“ 

Die Lohnlücke zwischen Frauen und Männern schließen, dieses Ziel verfolgt die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL) 
der Europäischen Union (EU), die bis zum 7. Juni 2026 in nationales Recht umzusetzen ist. 
 
Die Bundesgleichstellungsministerin Karin Prien hatte in diesem Zusammenhang die Kommission „Bürokratiearme 
Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie“ eingesetzt, die ihre Arbeit am 17. Juli 2025 aufgenommen hatte. 
 
Am 7. November 2025 hat die aus 11 Experten bestehende Kommission ihre Vorschläge zur bürokratiearmen Um-
setzung der EU-Entgelttransparenzrichtlinie auf 89 Seiten an die Ministerin übergeben. Auf rund 30 Seiten werden 
danach diejenigen Antworten auf die sechs Leitfragen wiedergegeben, bei denen die Kommission zu einstimmig 
oder mehrheitlich unterstützten Ergebnissen gelangt ist. 
 
Die Leitfragen lauteten im Einzelnen: 
 
▪ Leitfrage 1a: Wie kann die Berichtspflicht nach Art. 9 ETRL bürokratiearm und für Arbeitgeber nutzbringend in 

deutsches Recht umgesetzt werden? Wie kann zugleich sichergestellt werden, dass Daten der Entgelttranspa-
renzberichte aussagekräftig und vergleichbar sind? 

▪ Leitfrage 1b: Wie können das Abhilfeverfahren nach Art. 9 Abs. 10 ETRL und die Gemeinsame Entgeltbewer-
tung nach Art. 10 ETRL bürokratiearm, praxistauglich und passgenau innerhalb der Strukturen des deutschen 
Arbeitsrechts umgesetzt werden?  

▪ Leitfrage 2: Wie kann der Auskunftsanspruch nach Art. 7 ETRL bürokratiearm in deutsches Recht umgesetzt 
werden? 

▪ Leitfrage 3a: Wie kann die Digitalisierung konkret zu einer bürokratiearmen Umsetzung, insbesondere von 
Berichtspflicht und Auskunftsanspruch beitragen? Wie können vor allem Kosten für KMU reduziert werden? 

▪ Leitfrage 3b: Welche (digitalen) Unterstützungsinstrumente sollte die Bundesregierung Arbeitgebern zur Er-
füllung von Art. 11 ETRL zur Verfügung stellen, unter anderem zur Ermittlung gleicher und gleichwertiger Ar-
beit? 

▪ Leitfrage 3c: Welche (digitalen) Angebote sollte diesbezüglich die Monitoringstelle bereitstellen, um den Auf-
wand für die Berichtspflicht zu reduzieren? 

 
Einordnung des Abschlussberichts der Kommission: Der Bericht spiegelt wider, dass in der Kommission kontro-
vers diskutiert worden ist. In vielen Punkten konnten sich die Kommissionsmitglieder nur mit knappen Mehrheiten 
auf eine gemeinsame Linie verständigen. Im Anhang des Berichts finden sich weitere knapp 30 Seiten mit Sonder-
voten einzelner Kommissionsmitglieder und Verbände, die abweichende Positionen vertreten. 
 
Konkrete Entscheidungen zur betrieblichen Altersversorgung fehlen: Die Kommission geht nicht auf die Beson-
derheiten der betrieblichen Altersversorgung ein. Lediglich in den Sondervoten wird die bAV gesondert angespro-
chen. Für die bAV ist es relevant, ob die Berichtspflichten der ETRL zu neuen Berechnungen und Bewertungen 
führen. Wie werden Entgeltumwandlungen bewertet und können damit einhergehende Wahlrechte der Arbeit-
nehmer das Entgeltgefälle verzerren? Eine weitere wichtige Frage ist der Umgang mit dem Besitzstand alter Ver-
sorgungsregelungen und deren Wirkung auf das Entgeltgefälle bei der Gruppenbildung. 
 
Mehrere Empfehlungen der Kommission könnten auch auf die bAV ausstrahlen. 
 
Zum Umfang des Entgeltbegriffs: Die Kommission ist mehrheitlich der Meinung, dass für die Berichtspflicht das 
Ist-Entgelt und nicht das Ziel-Entgelt maßgeblich ist. Dennoch soll für die Berechnung des Bruttostundenentgeltes 
die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit zugrunde gelegt werden können und die Entgeltunterschiede auf Basis von 
Vollzeitäquivalenten dokumentiert werden. Entgeltbestandteile, denen keine Arbeitsleistung im Berichtszeitraum 
gegenübersteht (z.B. Abfindungen), wären auszunehmen, da andernfalls die erforderliche Umrechnung in einen 
entsprechenden Bruttostundenlohn nicht sinnvoll möglich sei. Ein Ausschluss von bestimmten 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/kommission-zur-umsetzung-der-entgelttransparenzrichtlinie-startet-267884
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/kommission-zur-umsetzung-der-entgelttransparenzrichtlinie-startet-267884
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/pressemitteilungen/abschlussbericht-der-kommission-buerokratiearme-umsetzung-der-entgelttransparenzrichtlinie--274262
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/pressemitteilungen/abschlussbericht-der-kommission-buerokratiearme-umsetzung-der-entgelttransparenzrichtlinie--274262
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Entgeltbestandteilen wie freiwilligen Wahlleistungen und Leistungen, die nicht vom Vertragsarbeitgeber gewährt 
werden (Aktienoptionen, Phantom Stocks, etc.), sollte möglich sein. Unternehmen sollten selbst entscheiden dür-
fen, ob sie die ergänzenden und variablen Entgeltbestandteile (dazu gehört die bAV) als Summe oder einzeln dar-
stellen und berichten wollen oder zu inhaltlich sinnvollen Gruppen zusammenzufassen. Die Kommission bittet den 
Gesetzgeber, die Berichtspflichten im Rahmen der ETRL mit jenen im Rahmen der Corporate Sustainability Repor-
ting Directive (CSRD = Richtlinie (EU) 2022/2464) zu harmonisieren. Dies müsste im Umsetzungsgesetz zur CSRD 
geregelt werden, da die Berichtspflicht bezüglich des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles in der ETRL über die-
jenige in der CSRD hinausgeht. Das EP hat hat am 16. Dezember dem Omnibus mit zentralen Änderungen der CSRD 
zugestimmt. 
 
Zum Besitzstand: Die Kommission ist zudem mehrheitlich der Meinung, dass Arbeitgeber die Daten getrennt für 
unterschiedliche Standorte sowie für historisch gewachsene Altverträge dokumentieren dürfen. Einige Kommissi-
onsmitglieder sehen dagegen den Bestandsschutz von Altverträgen eher auf der Ebene der Rechtfertigung veror-
tet. Der Gesetzgeber wird gebeten, in einen Katalog von Rechtfertigungsgründen für Ungleichbehandlungen auch 
Vereinbarungen zur Wahrung von Besitzständen aufzunehmen, z.B. nach Umstrukturierungen im Unternehmen 
oder Unternehmenskäufen, die jedenfalls dann zählen, wenn sie vor dem Ablauf der Umsetzungsfrist für die Richt-
linie am 7. Juni 2026 getroffen worden sind. Anderenfalls müssten die früheren Vorteile mit Wirkung für die Zu-
kunft einkassiert werden, was arbeitsrechtlich in der Regel nicht möglich ist. Jedenfalls in der Gesetzesbegründung 
sollte darauf hingewiesen werden, dass eine Abhilfemaßnahme mit Blick auf die Zukunft nicht nur in einer „An-
passung nach oben“, sondern auch darin bestehen kann, die Entgelte der bislang begünstigten Gruppe bis zur 
Herstellung der Entgeltgleichheit einzufrieren oder sie – unter Einsatz der hierfür bestehenden arbeitsrechtlichen 
Instrumente – zu deren Erreichung abzusenken; ggf. können nach Auffassung der Kommissionsmehrheit im Gesetz 
selbst die Voraussetzungen klargestellt werden, unter denen eine Absenkung zulässig ist. 

// MK 
 

Digitale Rentenübersicht: Verstärkte Werbung und neues Rentenlabor 

Seit dem 16. Oktober 2025 bietet die Digitale Rentenübersicht einen neuen Nutzerbereich: das Rentenlabor. Die 
Inhalte sollen den Nutzerinnen und Nutzern helfen, die in der Übersicht angezeigten Werte zu ihren Altersvorsor-
geansprüchen besser zu interpretieren. Das erste (und derzeit noch einzige) Angebot im Rentenlabor ist ein Infla-
tionsrechner für monatliche Rentenleistungen.  
 
Mit dem Inflationsrechner erfahren registrierte und eingeloggte Nutzer in der Grundeinstellung, welche Auswir-
kungen eine jährliche Inflationsrate bis zum Renteneintritt in Höhe von 2 % auf ihre monatlichen Rentenansprüche 
haben würde. Gerechnet wird mit dem „prognostiziert erreichbaren Wert“. Das ist der Prognosewert, der sich 
ergibt, wenn man (entsprechend der für das Altersvorsorgeprodukt jeweils geltenden rechtlichen Regelungen für 
Prognoseberechnungen) weitere Beitragszahlungen in der bisherigen durchschnittlichen Höhe bis zum vereinbar-

ten Rentenbeginn unterstellt. Die Inflationshöhe von 2 % orientiert sich an langjährigen Durchschnittswerten der 
Vergangenheit sowie an dem langfristigen Inflationsziel der Europäischen Zentralbank. Mit Hilfe eines Schiebereg-
lers können auch Szenarien mit Inflationsraten im Bereich von null bis fünf Prozent gebildet werden. Ein von der 
ZfDR produzierter Erklärfilm über den Inflationsrechner ist hier abrufbar.  
 
Im Herbst 2025 hat die Zentrale Stelle für die Digitale Rentenübersicht (ZfDR) ihre Werbeaktivitäten für eine Er-
höhung des Bekanntheitsgrads der Digitalen Rentenübersicht außerdem stark ausgeweitet. In den Monaten Ok-
tober und November wurden deutschlandweit an 1.500 Plakatwänden und Litfaßsäulen, in Bahnhöfen sowie in 
Aushängen und auf Bildschirmen in Fernverkehrszügen geworben. Dauerhaft sichtbar ist die Digitale Rentenüber-
sicht mittlerweile auch mit Informationsmaterial in Bürgerämtern. Dort erhalten derzeit viele Nutzer erstmals ein 
Ausweisdokument (Personalausweis, eID-Karte für EU-Bürger, Aufenthaltstitel), in dem der Chip mit der die eID-
Funktion als zentrales digitales Authentifizierungsmittel (nutzbar über die AusweisApp 2.0) standardmäßig freige-
schaltet ist.  
 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-10-2025-0324_EN.pdf
https://www.rentenuebersicht.de/SharedDocs/Videos/DE/Image_Film.html
https://www.ausweisapp.bund.de/home
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Die aba wird die Weiterentwicklung der Digitalen Rentenübersicht und die Kampagnen zur Erhöhung ihres Be-
kanntheitsgrads im Jahr 2026 unterstützen. Sie wird außerdem ihre Rolle in den Gremien der Zentralen Stelle der 
Digitalen Rentenübersicht wie dem Steuerungsgremium und in Arbeitsgruppen zur Entwicklung neuer Funktionen 
im „Rentenlabor“ weiterhin aktiv und lösungsorientiert wahrnehmen. Motivation dafür liefert auch das Zusatz-
rentenpaket (Supplementary Pension Package) der EU-Kommission vom 20. November 2025 (vgl. den Artikel zu 
diesem Thema). Auch dieses betont zwar den hohen Stellenwert von Pension-Tracking-Systemen. Für die aba ist 
wichtig: Die Digitale Rentenübersicht ist ein Instrument der Rentenpolitik, das in die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten fällt. Die Weiterentwicklung von Pension Tracking Systemen muss also weiterhin eng abgestimmt mit re-
levanten rentenpolitischen Akteuren erfolgen. Nur so können die Besonderheiten aller drei Säulen angemessen 
berücksichtigt werden. 

// AZ 
 

EU-Kommission veröffentlicht Zusatzrentenpaket 

Am 20. November 2025 hat die EU-Kommission ihr sogenanntes Zusatzrentenpaket („Supplementary Pension 
Package“) vorgelegt. Das Paket besteht aus einem Vorschlag zur Überarbeitung der EbAV II Richtlinie, einem Vor-
schlag zur Überarbeitung der PEPP Verordnung sowie der „Empfehlung zu Trackingsystemen mit Informationen 
über die individuellen Rentenansprüche, zu Übersichten über die Altersversorgung und zur automatischen Mit-
gliedschaft“ (Englisch: „Commission Recommendation on pension tracking systems, pension dashboards and auto-
enrolment“).  
 
Erklärtes Ziel der EU-Kommission ist es, den Zugang von EU-Bürgern zu zusätzlicher kapitalgedeckter Altersvor-
sorge zu verbessern und sie so dabei zu unterstützen, ein angemessenes Alterseinkommen zu erreichen (siehe 
auch die entsprechende Pressemitteilung). Das Zusatzrentenpaket ist Teil der Strategie der Kommission für eine 
Spar- und Investitionsunion (Savings and Investment Union, SIU). Sie zielt darauf ab, Haushalten mehr Möglichkei-
ten zu eröffnen, ihr Vermögen über die Kapitalmärkte aufzubauen und gleichzeitig das Wirtschaftswachstum und 
die Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken. 
 
Im Rahmen des Ordentlichen Gesetzgebungsverfahren der EU befassen sich nun das Europäische Parlament und 
der Rat mit den Vorschlägen zur Überarbeitung der EbAV II Richtlinie und der PEPP Verordnung. Die aba wertet 
derzeit in ihren Gremien die Vorschläge aus und wird sich – auch gemeinsam mit unserem europäischen Verband 
PensionsEurope – aktiv in die Gesetzgebungsverfahren einbringen. Erste Einschätzungen zum Zusatzrentenpaket 
enthält der Kommentar “Ohne substanzielle Änderungen durch Rat und EU-Parlament bringt das Zusatzrentenpa-
ket der EU-Kommission keine zusätzlichen Betriebsrenten” der Mitte Dezember 2025 veröffentlichten aba-Zeit-
schrift 8/2025. aba-Mitglieder finden erste Einschätzungen, die wir an PensionsEurope gegeben haben, im Mit-
gliederbereich. 

// St, SD, XK, AZ 
 

Technischer Beitrag von EIOPA zur Überprüfung der EbAV-II-Richtlinie und der PEPP-Verord-
nung im Zusammenhang mit der Spar- und Investitionsunion: aba-Positionspapier 

In Vorbereitung des Zusatzrentenpakets hatte die EU-Kommission im Sommer 2025 der EU-Aufsichtsbehörde EI-
OPA zahlreiche Fragen gestellt, die sogenannten „Technical Questions“. EIOPA hat diese Fragen am 8. September 
2025 in einem „Technical Input“ beantwortet und dabei auch konkrete Vorschläge gemacht.  
 
In einem Positionspapier geht die aba auf die für sie zentralen Rat- und Vorschläge von EIOPA ein: 
 
▪ Der EIOPA-Vorschlag, zukünftig Arbeitgeberbeiträge zu individuellen EU-Altersvorsorgeprodukten, sogenann-

ten PEPP, zu ermöglichen, hat das Potenzial, etablierte Systeme der betrieblichen Altersversorgung zu be-
schädigen, sobald kollektive Vereinbarungen mit von Arbeitnehmern geführten PEPP-Konten kollidieren. 

▪ Die Entscheidung, ob das PEPP im „workplace context“ angeboten werden soll, muss daher den Mitgliedstaa-
ten obliegen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0842
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0840
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0840
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)9300
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)9300
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)9300
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_2738
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52025DC0124
https://www.aba-online.de/application/files/3017/6493/9848/20251215_BetrAV_8_2025_Auszug.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/3017/6493/9848/20251215_BetrAV_8_2025_Auszug.pdf
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere/2025-12-18-erste-aba-einschaetzung-zum-zusatzrentenpaket-der-eu-kommission
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere/2025-12-18-erste-aba-einschaetzung-zum-zusatzrentenpaket-der-eu-kommission
https://www.eiopa.europa.eu/document/download/efa1e9dd-1524-4ba8-a5d7-f7f7a1edaafb_en?filename=Questions%20on%20IORPs%20and%20PEPP%20EIOPA.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/publications/technical-input-reviews-iorp-ii-directive-and-pepp-regulation-context-savings-and-investments-union_en
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▪ Aufgrund ihres sehr langfristigen Anlagehorizonts sind EbAV dafür prädestiniert, in illiquide Assets zu inves-
tieren. Das Ausmaß, in dem eine EbAV in alternative Anlageklassen investiert, hängt auch von ihren Verpflich-
tungen (sowie den Bedeckungsvorschriften) und davon ab, ob es eine Unterstützung durch Trägerunterneh-
men gibt. Die Definitionen der „unternehmerischen Vorsicht“ in der EbAV-II-Richtlinie sowie deren Regelun-
gen zu Outsourcing und Vermögensverwaltung stehen einer angemessenen Diversifizierung der Kapitalanlage 
von EbAV nicht im Weg. 

▪ EbAV und Altersversorgungssysteme unterscheiden sich deutlich von Anbietern der dritten Säule und ihren 
Altersvorsorgeprodukten und sollten daher auch anders reguliert werden. Der Anwendungsbereich der EbAV-
II-Richtlinie sollte unverändert bleiben, um unpassende Anforderungen für die Einrichtungen zu vermeiden. 

▪ Um der Heterogenität zwischen EbAV in der EU, welche auf Unterschieden in nationalem Arbeits-, Sozial- und 
Steuerrecht zurückzuführen ist, gerecht zu werden, muss am Minimalharmonisierungsansatz der Richtlinie 
festgehalten werden. Wir halten eine strengere und auf Konvergenz ausgerichtete Aufsicht von EbAV für nicht 
sachgerecht und teilen die hierfür von EIOPA angeführten Gründe nicht. 

▪ Die Informationspflichten sollten nur dort ausgeweitet werden, wo ein entsprechender Mehrwert nachge-
wiesen werden kann. Das heißt: Falls keine Entscheidungen vom Einzelnen zu treffen sind, z.B. zur Vermö-
gensanlage oder zur Auszahlungsform, ist von weiteren Anforderungen abzusehen. 

▪ Die Tatsache, dass nur ein sehr kleiner Anteil von EbAV grenzüberschreitend tätig sind, hat verschiedene 
Gründe, die jenseits des Aufsichtsrechts liegen. Die Schaffung eines Binnenmarkts für die betriebliche Alters-
vorsorge sollte daher kein zentrales Ziel der EbAV-II-Richtlinie sein. 

 
Das aba-Positionspapier ist hier auf der aba-Website abrufbar. 

// XK, SD 
 

Empfehlung der EU-Kommission zu Spar- und Anlagekonten: aba-Positionspapier 

Am 30. September 2025 hat die EU-Kommission eine Empfehlung zur Verbesserung der Verfügbarkeit von Spar- 
und Anlagekonten mit vereinfachter und vorteilhafter steuerlicher Behandlung veröffentlicht. Mit diesem nicht-
bindenden Rechtsakt werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, Rahmenbedingungen für solche Konten zu erar-
beiten und diese steuerlich zu fördern. Neben der Empfehlung hat die EU-Kommission ein umfassendes Arbeits-
papier mit Beispielen von Spar- und Anlagekonten in zahlreichen Mitgliedstaaten veröffentlicht, in welchem auch 
Merkmale und Best Practices identifiziert werden.  
 
In einem am 13. Oktober 2025 veröffentlichten Positionspapier erläutert die aba, dass sie das Ziel der EU-Kom-
mission, die Beteiligung von EU-Bürgern an den Kapitalmärkten zu fördern und zu stärken und sie so von Sparern 
zu Investoren zu machen, grundsätzlich unterstützt. Gleichzeitig gilt jedoch, dass angesichts strapazierter privater 
und öffentlicher Haushalte die Mitgliedstaaten gezielt entscheiden müssen, welche konkreten Formen des Kapi-
talaufbaus sie fördern und unterstützen. Auf diesen Zielkonflikt weist die Empfehlung der EU-Kommission leider 
nicht hin. 
 
Nach Auffassung der aba ist es aus verschiedenen Gründen zielführender, vorrangig die betriebliche Altersversor-
gung steuerlich zu fördern: 
▪ Die betriebliche Altersversorgung bietet eine Einkommensersatzleistung im Alter, was nicht zuletzt angesichts 

der demografischen Herausforderungen aus sozialpolitischer Sicht für viele Arbeitnehmer erforderlich ist. 
▪ Aufgrund ihres langfristigen Anlagehorizonts ist die betriebliche Altersversorgung für das mit der Spar- und 

Investitionsunion verbundene Ziel der EU-Kommission, langfristiges Kapital für die europäische Wirtschaft zu 
mobilisieren, prädestiniert. 

▪ Durch ihren kollektiven Ansatz ist sie gerade für Menschen mit mittlerem und niedrigem Einkommen ein ge-
eignetes Vehikel, die Risiken des Kapitalmarkts zu tragen. 

▪ Bezüglich Fragen der Kosteneffizienz gilt, dass Anbieter der betrieblichen Altersversorgung häufig von Arbeit-
gebern oder Sozialpartnern gegründet werden und nicht gewinnorientiert arbeiten. Zudem fallen üblicher-
weise keine oder nur sehr niedrige Abschluss- und Vertriebskosten an. 

// XK, SD 

https://www.aba-online.de/infothek/positionen/positionspapiere/2025-11-17-technischer-beitrag-von-eiopa-zur-ueberpruefung-der-ebav-ii-richtlinie-und-der-pepp-verordnung-im-zusammenhang-mit-de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)6800
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)6800
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13289-2025-ADD-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13289-2025-ADD-1/en/pdf
https://www.aba-online.de/application/files/1017/6044/4454/20251013_aba-Positionspapier_Savings_and_Investment_Accounts.pdf
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-stellt-spar-und-investitionsunion-vor-sparer-und-unternehmen-profitieren-2025-03-19_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-stellt-spar-und-investitionsunion-vor-sparer-und-unternehmen-profitieren-2025-03-19_de
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EIOPA-Sondierung zur Entwicklung eines DC Pension Toolkits: aba-Antworten 

Die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung EIOPA ar-
beitet derzeit an einem „DC Pension Toolkit“, welches darauf abzielt, die Entwicklung von beitragsorientierten 
(Defined Contribution bzw. DC) kapitalgedeckten Altersversorgungssystemen und -produkten in der EU zu fördern 
und bestehende DC-Systeme zu verbessern. Laut EIOPA richtet sich das DC-Toolkit, welches in der zweiten Jahres-
hälfte 2026 veröffentlicht werden soll, an politische Entscheidungsträger, Sozialpartner, Regulierungs- und Auf-
sichtsbehörden und enthält praktische Anleitungen, Grundsätze und (nicht rechtsverbindliche) Empfehlungen, die 
den Mitgliedstaaten dabei helfen sollen, Rentenlücken zu schließen. 
 
EIOPA stellte in ihrer Sondierung („Call for Evidence to inform the development of a DC pension toolkit“) 28 Fra-
gen, die folgende Themenbereiche adressiert: 
▪ Coverage and contributions  
▪ Participation and contribution persistency of specific groups 
 Scale and portability 
▪ Design of the accumulation and decumulation phase 
 Value for Money 
 Information provision and transparency 
▪ Emerging trends, regulation and supervision 
 
In ihrer am 28. November 2025 eingereichten Antwort auf die EIOPA-Sondierung unterstreicht die aba, dass Ent-
scheidungen über die Ausgestaltung und Weiterentwicklung der nationalen Alterssicherungssysteme prinzipiell 
den Mitgliedstaaten obliegen. Dies betrifft unter anderem Fragen der steuerlichen Förderung, der Priorisierung 
von individuellen oder kollektiven Lösungen sowie die grundsätzliche Entscheidung, ob kapitalgedeckte Altersver-
sorgungssysteme eher leistungs- oder beitragsorientiert ausgestaltet werden. Eine weitere zentrale Botschaft der 
aba-Antwort ist, dass eine strengere bzw. umfangreichere Regulierung nicht zu einer weiteren Verbreitung der 
kapitalgedeckten Zusatzversorgung führt.  
 
Ferner betont die aba, dass DC-Versorgungssysteme kosteneffizient arbeiten müssen, um angemessene Renten 
auszahlen zu können. Dies lässt sich bestmöglich über kollektive bAV-Systeme erreichen, die idealerweise von 
Arbeitgebern oder den Sozialpartner aufgesetzt sind und ohne eigene Profitabsicht arbeiten. Weiterhin sind re-
gelmäßige Beiträge und die Kapitalerträge zentral, damit angemessene Renten ausgezahlt werden können. Das 
deutsche Sozialpartnermodell ist ein Musterbeispiel für solch ein effizientes DC-Versorgungssystem. 
 
Weiterhin muss die Ausgestaltung der Auszahlungsphase sorgfältig durchdacht sein. Die bloße Ansammlung von 
Kapital reicht für eine verlässliche Versorgung im Alter nicht aus. Ein angemessenes Design der Auszahlungsphase 
hängt von den nationalen Gegebenheiten ab und sollte daher auf Ebene der Mitgliedstaaten entschieden werden. 
Aufgrund der demografischen Entwicklungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten sowie des entsprechenden 
Drucks auf die umlagefinanzierten Systeme der ersten Säule vertritt die aba jedoch die Ansicht, dass aus sozialpo-
litischer Perspektive der Schwerpunkt auf lebenslangen Leistungen liegen sollte.  
 
Altersversorgungseinrichtungen müssen durch angemessene aufsichtsrechtliche Vorgaben in der Lage sein, lang-
fristig in Kapitalanlagen mit dem besten Risiko-Rendite-Profil zu investieren. Storno-Risiken sind hier ein Hindernis. 
Da EIOPA dem Thema „Portabilität“ große Bedeutung beimisst, macht die aba darauf aufmerksam, dass es einen 
grundsätzlichen Konflikt gibt zwischen maximaler Portabilität und einer langfristig ausgelegten Kapitalanlage, wel-
cher nicht durch regulatorische Maßnahmen zu lösen ist.  
 
Informationen an Versorgungsberechtigte und -empfänger über die verfolgte Anlagestrategie und die Funktions-
weise des jeweiligen Systems sind entscheidend, wenn und soweit diese (einen Teil des) Anlagerisikos tragen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn und soweit Wahlmöglichkeiten bestehen. Dass Versorgungsberechtigte und -emp-
fänger das Anlagerisiko tragen, ist grundsätzlich typisch für DC-Systeme. Der Umfang der Wahlmöglichkeiten 
hängt aber maßgeblich davon ob, ob das jeweilige System individuell oder kollektiv ausgestaltet ist.  
 

https://www.eiopa.europa.eu/eiopa-launches-call-evidence-dc-pensions-development-practical-toolkit-2025-10-13_en
https://www.aba-online.de/application/files/4317/6484/8879/aba_Antwort_DC_Toolkit_Final.pdf
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Auffällig ist, dass einige der von EIOPA formulierten Fragen keinen unmittelbaren Bezug zur DC-Thematik aufwei-
sen. Dazu zählen beispielsweise Überlegungen, wie Menschen mit geringem Einkommen, Selbstständige und Per-
sonen in atypischen Beschäftigungsverhältnissen besser erreicht werden können. Derartige Fragestellungen sind 
unseres Erachtens auch primär Fragen der (nationalen) Rentenpolitik.  
 
Die aba hat sich ebenfalls intensiv in die Erstellung der Antwort des europäischen Verbandes PensionsEurope auf 
die EIOPA-Sondierung eingebracht.  

// XK, SD 
 

STEUERN 

Zentrale Inhalte des Aktivrentengesetzes 

Das Gesetz zur steuerlichen Förderung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Rentenalter (Aktivrenten-
gesetz) wurde am 5. Dezember 2025 im Bundestag verabschiedet. Nach der Verabschiedung im Bundesrat am 19. 
Dezember 2025 soll es bereits am 1. Januar 2026 in Kraft treten. 
 
Inhalt und Ziel des Gesetzes sind: Arbeiten ab der Regelaltersgrenze (aktuell 66 Jahre und 2 Monate) soll finanziell 
attraktiver werden. Dazu soll ein Steuerfreibetrag auf beitragspflichtigen Lohn von 24.000 Euro im Jahr eingeführt 
werden. 
 
Lohnsteuer-Freibetrag: 
▪ 2.000 Euro Lohn pro Kalendermonat sind steuerfrei (§ 3 Nr. 21 EStG-E), 
▪ diese Einkünfte unterliegen nicht dem Progressionsvorbehalt, 
▪ der Lohn muss aus abhängiger Beschäftigung stammen, 
▪ Betriebsrentner können den Freibetrag nutzen, ohne die Steuerklasse für Betriebsrente zu ändern, 
▪ der Anspruch auf den Lohn ist nach der Regelaltersgrenze erarbeitet worden (d. h., er darf nicht für Leistun-

gen/Zeiten vor der Regelaltersgrenze gewährt werden). 
 
Rentenversicherungsbeitrag: 
▪ der Lohn ist RV-beitragspflichtig (regulärer Beitrag) 
▪ Zahlung als isolierter Arbeitgeberbeitrag ohne Leistungsansprüche (dient der Gegenfinanzierung des steuer-

lichen Freibetrags) 
▪ Wird ein freiwilliger Arbeitnehmerbeitrag gezahlt, dann auch Leistungsanspruch aus vollen RV-Beitrag 
▪ gilt unabhängig von einem eventuellen Rentenbezug oder anderen Einkünften 
 
Nicht begünstigte Einkommensarten: 
▪ geringfügig entlohnte Beschäftigung 
▪ Erwerbseinkünfte aus selbstständiger Arbeit oder Gewerbe/Unternehmen sowie 
▪ Versorgungsbezüge (Beamte). 
 
In der Anhörung im Finanzausschuss am 1. Dezember 2025 hat sich gezeigt, dass die Auswirkungen der Aktivrente 
unterschiedlich beurteilt werden. Für Lohneinkommen jenseits der Regelaltersgrenze werden durch Aktivrenten- 
und Grundfreibetrag 3.500 bis zu 4.000 € monatlich steuerfrei gestellt. Progressive Steuersätze ermöglichen eine 
Steuerentlastung von bis zu 921 € im Monat für höhere Einkommen und damit größere Vorteile für Höherverdie-
nende, was Prof. Dr. Simon Kempny (Universität Bielefeld) als „grob sozialstaatswidrig“ und als nicht verfassungs-
gemäß bezeichnete. Das Verhältnis zwischen dem Gesetzentwurf und dem Altersentlastungsbetrag gemäß § 24a 
EStG bleibt unklar. 
 
Der Gesetzentwurf geht von Steuerausfällen in Höhe von 890 Millionen Euro pro Jahr aus. Die Bundesregierung 
erwartet eine zusätzliche Beschäftigung von 25.000 bis 33.000 Vollzeitäquivalenten. 

https://pensionseurope.eu/pensionseurope-answer-to-the-eiopa-cfe-on-the-dc-pensions-toolkit/
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw49-pa-finanzen-aktivrente-1127352
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__24a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__24a.html
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Die Anhörung im Finanzausschuss zeigte, dass die Gesamtwirkung auf die Beschäftigung und die Mitnahmeeffekte 
schwer abzuschätzen ist. Die Beschäftigung von Personen über 66 Jahre stieg auch ohne steuerliche Förderung 
von 16.000 im Jahr 2014 auf über 400.000, was einem durchschnittlichen jährlichen Aufwuchs von 60.000 Perso-
nen entspricht. Es wird folglich schwierig, den Erfolg der steuerlichen Regelung vom normalen Beschäftigungsauf-
wuchs zu trennen. Neben der Anzahl zusätzlicher Beschäftigung kommt es auf die Aktivierung im zeitlichen Um-
fang an, der über eine geringfügige Beschäftigung hinausgeht. 
 
Ingo Schäfer vom Deutschen Gewerkschaftsbund sagte, es gebe sehr viel größere Potenziale zur Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung von Rentenempfängern vor der Regelaltersgrenze, wie Erwerbsgeminderte oder Arbeitslose. 
Dort könnten wesentlich mehr Fachkräfte für Jahrzehnte gewonnen werden. Die Aktivrente sei eine sehr teure 
Maßnahme für ein sehr begrenztes Volumen. Eine Aktivierung und Förderung des Potenzials vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze soll vorzeitigem Ausscheiden entgegenwirken. Beschäftigung bis zur Regelaltersgrenze kann 
durch Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie Rehabilitationsmaßnahmen unterstützt werden. Frühverrentungsan-
reize sollten kritisch geprüft und Rentenabschläge sowie Zuschläge reformiert werden. Risiken der langfristigen 
Teilzeitarbeit nach einer Elternzeit müssten erkannt und geeignete Lösungen gefunden werden. 
 
Der Finanzausschuss des Bundesrats empfiehlt der Bundesregierung, im Rahmen der Evaluation des Gesetzes zu 
prüfen, ob der Progressionsvorbehalt nicht gelten solle. Das Aktivrentengesetz steht am 19. Dezember 2025 auf 
TOP 4c der Sitzung des Bundesrats. 

// MK 
 

Überzahlungen nach Dienstaustritt in der Unterstützungskasse – BMF Billigkeitsregelung 

Ausgangslage: Gerade bei beitragsorientierten Leistungszusagen knüpft die Versorgungszusage die Zahlung von 
Zuwendungen an die Unterstützungskasse (in Höhe des Beitrags für die Rückdeckungsversicherung) regelmäßig 
an das Bestehen des Arbeitsverhältnisses an. 
 
In der Praxis der betrieblichen Altersversorgung kommt es im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Mitar-
beitern aus dem Trägerunternehmen immer wieder zu verspäteten Meldungen des Ausscheidens an die (Grup-
pen-)Unterstützungskasse, so dass die im Wege des Lastschriftverfahrens erhobenen Zuwendungen über den Aus-
scheidezeitpunkt hinaus eingezogen werden. Auch wenn das Trägerunternehmen nicht am Lastschriftverfahren 
teilnimmt, kommt es teilweise zu Zahlungen an die Unterstützungskasse, die über den Dienstaustritt des Arbeit-
nehmers hinaus erfolgen.  
 
Die Gründe für die versehentlichen Überzahlungen sind administrativer Natur. So kann es sein, dass die Gehalts-
zahlungen und die Zuwendungen an die Unterstützungskasse in unterschiedliche Zuständigkeitsbereiche fallen. 
Bis die für die betriebliche Altersversorgung zuständige Stelle im Unternehmen Kenntnis vom Ausscheiden des 
Mitarbeiters erhält und dies der Unterstützungskasse meldet bzw. die Überweisung einstellt, sind bereits über 
den Ausscheidetermin hinaus Zahlungen bei der Unterstützungskasse eingegangen.  
 
Erst mit dem Eingang der Ausscheidemeldung erhält die Unterstützungskasse Kenntnis davon, dass für den Arbeit-
geber keine Verpflichtung zur Beitragszahlung mehr bestand, und kann ein ggfs. vereinbartes Lastschriftverfahren 
stoppen. 
 
Eine steuerbefreite Unterstützungskasse kann aufgrund der Zweckbindung ihres Vermögens gemäß § 5 Abs. 1 
Nr. 3 lit. c KStG als Grundvoraussetzung ihrer Befreiung von der Körperschaftsteuer vom Trägerunternehmen er-
haltene Zuwendungen grundsätzlich nicht an dieses zurückzahlen. 
 
Da für den Fall solcher Überzahlungen, bei denen es sich um reine Büroversehen handelt, keine bewusste steuer-
liche Gestaltung des Arbeitgebers vorliegt und die Kasse die Zahlungen bei vollständiger Kenntnis des Sachverhalts 
gar nicht erst angenommen hätte, hat die aba um Bestätigung gebeten, dass es im Sinne einer Billigkeitsregelung 

https://www.bundestag.de/resource/blob/1128010/05-DGB.pdf
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=726-1-25
https://dserver.bundestag.de/brd/2025/0589-25.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1060/tagesordnung-1060.html?topNr=4c#top-4c
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nicht zu beanstanden ist, wenn die Kasse die nach dem Ausscheiden geleisteten Zuwendungen nach Eingang der 
verspäteten Ausscheidemeldung an das Trägerunternehmen zurückerstattet. 
 
„Billigkeitsschreiben“ des BMF: Das BMF hat nun mit Schreiben vom 6. November 2025 (GZ: IV C 2 - S 
2723/00010/006/046) an die aba nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder dazu eine Billig-
keitsregelung ausgesprochen. Diese Rückzahlungen von Überzahlungen aufgrund von Büroversehen bei Dienst-
austritt von Mitarbeitenden aus dem Trägerunternehmen werden aus Billigkeitsgründen nicht als Verletzung der 
Zweckbindung des Vermögens gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c KStG angesehen, wenn die Rückzahlung innerhalb 
von zwölf Monaten nach Ausscheiden des Arbeitnehmers erfolgt. 

// MK 
 

Verfahrensänderungen und neue Mitteilungspflichten für Zahlstellen gem. § 202 SGB V 

Das am 19. Dezember 2025 im Bundestag verabschiedete SGB VI-Anpassungsgesetz enthält zwei Änderungen in 
§ 202 SGB V, die Zahlstellen der betrieblichen Altersversorgung betreffen.  
 
Durch die Einfügung der Worte „oder Leistungen aus Altersvorsorgevermögen im Sinne des § 92 des Einkommen-
steuergesetzes bezieht“ in Abs. 1 werden die Mitteilungspflichten von Zahlstellen über Leistungen ausgeweitet. 
Bereits seit Anfang 2023 müssen Zahlstellen in Folge einer Änderung im Rahmen des 8. SGB IV-Änderungsgesetzes 
im Rahmen ihrer Zahlstellenmeldung Ansprüche melden, die Versicherte nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses 
als alleinige Versicherungsnehmer aus nicht durch den Arbeitgeber finanzierten Beiträgen erworben haben. Bei 
dieser Änderung wurden aber „riestergeförderte“ Ansprüche, also Altersvorsorgeleistungen, die nach § 92 EStG 
bescheinigt werden, nicht berücksichtigt. Die Ergänzung von Abs. 1 bezieht diese Leistungen in die Mitteilungs-
pflicht ein, und zwar ohne zeitliche Übergangsregelung ab Inkrafttreten des Gesetzes.  
 
Wichtig zum Verständnis der Ausweitungen ist: Eine Meldung führt nicht automatisch zu einer Beitragspflicht, 
insbesondere nicht für gesetzlich pflichtversicherte Rentner, also Mitglieder der Krankenversicherung der Rentner 
(KVdR). Deren beitragspflichtige Einnahmen sind auf gesetzliche Renten, Versorgungsbezüge und Einkommen aus 
selbstständiger Tätigkeit beschränkt (§ 237 SGBV). Beitragspflichtig sind die (neu) meldepflichtigen Bezüge jedoch 
für freiwillig versicherte Rentner, deren Beiträge traditionell nach dem Grundsatz der „gesamten wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit“ (§ 240 SGB V) bemessen werden und für die nur sehr wenige Ausnahmen von einer Beitrags-
pflicht existieren. 
 
Diese Änderung war im Referentenentwurf des BMAS von 12. August 2025 enthalten, tauchte aber im Regierungs-
entwurf vom 29. September 2025 nicht mehr auf. In den Ausschussberatungen haben sich die Koalitionsfraktionen 
dann aber offenbar die Argumente des Referentenentwurfs zu eigen gemacht. Die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales formuliert die Begründung sogar noch pointierter als der Referentenentwurf: Die 
derzeit fehlende Mitteilung von Zahlstellen über gem. § 92 EStG bescheinigte Leistungen könne (etwa im Falle der 
o.g. freiwillig versicherten Rentner) „vorsätzlich oder fahrlässig … zu einer Beitragsverkürzung zu Lasten der Kran-
kenversicherung und der Versichertengemeinschaft“ führen. Vor diesem Hintergrund sei die Neuregelung „sach-
gerecht“. Durch die erweiterte Mitteilungspflicht werde „eine unbeabsichtigte Lücke in den bisherigen Mittei-
lungspflichten geschlossen“ (vgl. BT-Drs. 21/1858, S. 20). 
 
Als weitere Änderung wird ein neuer Abs. 1b eingefügt. Ihm zufolge sind „der erstmaligen Bewilligung von Versor-
gungsbezügen … die notwendigen Angaben zur Einrichtung eines Zahlstellenkontos elektronisch an die Kranken-
kasse zu übermitteln. Das Nähere zu diesem Verfahren, den notwendigen Angaben und den für die Errichtung des 
Zahlstellenkontos notwendigen Datensätzen regeln die Grundsätze nach Absatz 2 Satz 4“. Damit wird das elektro-
nische Verfahren zur Einrichtung von „Arbeitgeberkonten“ auch auf Zahlstellen ausgeweitet. Die Regelung zielt 
auf eine Verfahrensvereinfachung in Fällen, in denen eine Zahlstelle erstmals einen Versorgungsbezug für einen 
Versicherten bewilligt, der bei einer Krankenkasse versichert ist, an den diese Zahlstelle noch keine Versorgungs-
bezüge abführt.  

// AZ 

https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-anpassung-des-sechsten-buches-sozialgesetzbuch-und-anderer-gesetze/325338?term=sgb%20vi%20anpassungsgesetz&f.wahlperiode=21&rows=25&pos=1&ctx=d
https://media.offenegesetze.de/bgbl1/2022/bgbl1_2022_56.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__237.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__240.html
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/grundprinzipien_1/finanzierung/beitragsbemessung/2025-01-01_Einheitliche_Grundsaetze_zur_Beitragsbemessung_freiwilliger_Mitglieder_Stand_01_01_2025.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/018/2101858.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/018/2101858.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/018/2101858.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/018/2101858.pdf
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Bericht der Expertenkommission „Bürgernahe Einkommensteuer“ – neue Entwicklungen in 
2026 zu erwarten? 

Eine interessante steuerpolitische Frage im Jahr 2026 wird sein, welche Folgen die Ankündigung im Koalitionsver-
trag zwischen CDU, CSU und SPD zur Steuererklärungspflicht von Rentnern haben wird. Dort heißt es in Zeile 
1526f.: „Wir wollen auch die Besteuerung der Rentnerinnen und Rentner vereinfachen. Generell sollen diese Grup-
pen von Erklärungspflichten so weit als möglich entlastet werden.“ 
 
Bereits die Ampelkoalition hatte sich mit dem Thema befasst. Das BMF setzte am 21. Juli 2023 eine Expertenkom-
mission „Bürgernahe Einkommensteuer“ ein, die 2024 ihre Ergebnisse veröffentlichte. Das BMF formulierte den 
allgemeinen Arbeitsauftrag der Expertenkommission in der Erarbeitung eines weniger komplexen und zukunftsfä-
higen Steuerrechts, das sich zugleich an einer realistischen Umsetzbarkeit orientiert. Im fünften Kapitel des Be-
richts setzte sich die Kommission mit den Rentnern und Pensionären auseinander. Das BMF möchte die Vereinfa-
chung der Besteuerung der Renteneinkünfte vorantreiben, weshalb wir hier kurz die Ergebnisse des Berichts zu-
sammenfassen. 
 
Ausgangslage: Für gesetzliche Rente, Pension sowie betriebliche und private Altersvorsorge gelten unterschiedli-
che Steuerregeln, auch hinsichtlich der Übergangsregelungen zur nachgelagerten Besteuerung. Rentner müssen 
derzeit eine Steuererklärung abgeben, da bei ihnen kein Quellensteuerabzug wie bei Lohnsteuer erfolgt. Viele 
Rentner sind unsicher über ihre Steuererklärungspflicht und den steuerpflichtigen Anteil ihrer Rente sowie über 
die Höhe von Vorauszahlungen und nachträglichen Steuerzahlungen. Nachzahlungen und fehlender Quellensteu-
erabzug führen zu hoher psychologischer Belastung bei Rentnern. Mit der zunehmenden Zahl der steuerpflichti-
gen Rentner und Steuererklärungspflichten steigen Steuerbefolgungs- und Verwaltungskosten stark an. 
 
Prüfung von Alternativen: Die Kommission stellt fest, dass eine vorgelagerte Besteuerung verfassungsrechtlich 
schwer umzusetzen wäre. Ein abgeltender proportionaler Steuerabzug würde die Vor- und Nachteile der bekann-
ten abgeltenden Kapitalertragsteuer bringen, kann sich aber hinsichtlich der Durchbrechung verfassungsrechtli-
cher Prinzipien nicht auf ein strukturelles Vollzugsdefizit wie bei Kapitaleinkünften stützen. Eine Rentenabzugs-
steuer als progressive Einkommensteuer ohne Abgeltung entspräche der Lohnsteuer für nichtselbständige Ein-
künfte. Da Renten jedoch meist aus mehreren Quellen gespeist werden und nicht wie die Lohnsteuer von einem 
Arbeitgeber, würde diese Vorgehensweise wieder auf eine Veranlagung zurückfallen. 
 
Lösungsvorschlag und Empfehlung: Die Kommission schlägt eine Rentenabzugsteuer als progressive Einkom-
mensteuer auf Basis der Vorjahresrenten vor. Die Steuerbemessung erfolgt bei dieser Erhebungsform auf Basis 
der Höhe aller gemeldeten, relevanten Renteneinkünfte des Vorjahres. Soweit keine weiteren Einkünfte dazu 
kommen, kann hierfür eine genaue Berechnung unter Abzug von Vorsorgeaufwendungen und Pauschbeträge er-
folgen und ein Steuersatz nach Steuertarif ermittelt werden. Die so ermittelte Steuerlast als individueller Durch-
schnittssteuersatz der gesamten Renteneinkünfte des Vorjahres wird im Verhältnis der Bruttorenten auf die Ren-
ten des aktuellen Jahres angewandt. Das Finanzamt teilt dem Versorgungsträger den Prozentsatz im ELStAM-Ver-
fahren mit. 
 
Gemäß den Vorstellungen der Kommission sollte das Verfahren in zwei Stufen eingeführt werden: 

1. Stufe: gRV, berufsständische Versorgungswerke und versicherungsförmige bAV 
2. Stufe nach der Übergangsphase ab 2058: auch Beamten und Lohneinkünfte (inkl. DZ u. UK) 

 
Nach Meinung der Kommission wäre eine Umverteilung des Verwaltungsaufwands auf die Versorgungsträger im 
neuen System so lange gerechtfertigt, als dieser geringer als derjenige im vorherigen Veranlagungsverfahren wäre. 
 
Wertung des Vorschlags: Der Vorschlag unterliegt der Annahme, dass sich die Einkommenssituation der meisten 
Rentner von Jahr zu Jahr nicht allzu stark verändert. Dies dürfte in der Praxis nicht immer zutreffen. Verzichtet das 
Finanzamt auf die Besteuerung der Dynamik gegenüber dem Vorjahr? Wie wäre der Umgang mit Kapital- und 
Ratenzahlungen sowie pauschalen Hinterbliebenenleistungen als Zeitrenten? Würden diese wieder in einer 

https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerliche_Themengebiete/Expertenkommissionen/expertenkommissionen-berichte.html
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Steuerveranlagung ausgesteuert? Auch wenn die Finanzämter den Versorgungsträgern lediglich einen Prozentsatz 
mitteilen, so würden die Rentner voraussichtlich die Versorgungsträger statt das Finanzamt fragen und ihre Un-
zufriedenheit spiegeln. Der Verwaltungsaufwuchs würde als Zusatzbelastung bei den Versorgungsträgern ohne 
Erstattung und Kalkulation dieser hängenbleiben. 

// MK 
 

AUFSICHT 

BaFin-Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht aus Sicht von EbAV 

Die diesjährige BaFin-Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht fand am 29. Oktober 2025 in Bonn statt. Im Mit-
telpunkt standen die Themen: Künstliche Intelligenz, Wohlverhaltensaufsicht und das Risikomanagement alterna-
tiver Kapitalanlagen. 
 
In ihrer Eröffnungsrede beschränkte Frau Wiens, Exekutivdirektorin der Versicherungs- und Pensionsfondsaufsicht 
der BaFin, ihre Aussagen zu EbAV auf: „Unsere Abfrage hat gezeigt: Es sind vor allem kleinere Unternehmen, die 
hohe Anteile alternativer Kapitalanlagen in ihren Portfolios haben. Vor allem Einrichtungen der betrieblichen Al-
tersversorgung. Und genau bei diesen kleineren Versicherern haben sich Risiken auch eher realisiert. Sie mussten 
zum Beispiel Immobilieninvestments abschreiben. In Einzelfällen kann das gravierende Konsequenzen haben. Bis 
hin zu Leistungskürzungen.“ Allgemein bekannt war Ende Oktober 2025 noch nicht, dass die BaFin der Babcock 
Pensionskasse VVaG am 29. Oktober 2025 die Erlaubnis zum Betrieb des Versicherungsgeschäfts widerrufen hatte 
(BaFin-Meldung vom 4. Dezember 2025). Gleichwohl gibt es viele gute Argumente für eine andere Perspektive auf 
EbAV.  
 
Aus EbAV-Sicht interessant war v.a. das Panel “Alternative Kapitalanlagen – Risiken steuern und überwachen”, das 
von Dr. Andreas Zapp (Abteilungsleiter VA 2) moderiert wurde. Wir freuen uns, dass Christian Wolf vom BVV sowie 
langjähriges Mitglied des aba-Fachausschusses Kapitalanlage und Regulatorik, dabei war. Herr Wolf wies darauf 
hin, dass es ihn nicht überrascht, dass Pensionskassen stärker in alternative Anlagen investierten als Lebensversi-
cherer. EbAV seien nämlich aufgrund der Struktur ihrer Passivseite grundsätzlich die perfekten Investoren in illi-
quide Anlagen. Da ökonomische Gesamtrisiko des Kapitalanlagenportfolios sinke durch Beimischung von alterna-
tiven Kapitalanlagen. Immobilien seien v.a. bei Pensionskassen traditionell im Portfolio zu finden, Siebildeten da-
her den Sockel für die verstärkte Anlage im alternativen Bereich. Die Voraussetzung auch für diese Kapitalanlagen 
sei, dass die EbAV die damit verbundenen Risiken verstehen, bewerten und steuern können sowie eine ausrei-
chende Risikotragfähigkeit. 
 
Save the Date: Die BaFin-Jahreskonferenz 2026 der Versicherungsaufsicht wird am 19. Nov. 2026 in Bonn stattfin-
den. 

// SD 

Kein BaFin-Merkblattentwurf zur Einflussnahme bei Investmentvermögen 

Die BaFin-Wertpapieraufsicht hatte im März 2025 ihren Entwurf eines Merkblatts „zur Einflussnahme von Anle-

gern auf Investments und Desinvestments von Investmentvermögen“ zur Konsultation gestellt. Die aba hatte zu-

sammen mit den Verbänden ABV und AKA zu diesem Merkblattentwurf kritisch Stellung genommen und die Stel-

lungnahme auf der aba-Website veröffentlicht. Seit dem 12. Dezember 2025 ist klar: Es wird kein Merkblatt, auch 

nicht überarbeitet, geben. Informationen zum weiteren Vorgehen der BaFin sind im Mitgliederbereich der aba-

Website zu finden. 

// SD 

 

 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/251029_Jahreskonferenz_der_Versicherungsaufsicht_in_Bonn.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Reden/neu/re_251029_jahreskonferenz_versicherungsaufsicht_wiens.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Massnahmen/VAG/neu/meldung_251204_babcock_pensionskasse_vvag.html?cms_expanded=false
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/251029_Jahreskonferenz_der_Versicherungsaufsicht_in_Bonn.html
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2025-03-31-bafin-merkblattentwurf-zur-einflussnahme-bei-investmentvermoegen
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere/2025-12-15-kein-bafin-merkblattentwurf-zur-einflussnahme-bei-investmentvermoegen
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere/2025-12-15-kein-bafin-merkblattentwurf-zur-einflussnahme-bei-investmentvermoegen
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BaFin-Stresstest für Pensionskassen 2026 – Anpassungen zu erwarten 

Die BaFin wird auch 2026 wieder bei den Pensionskassen, die unter ihrer Aufsicht stehen, zum letzten Bilanzstich-
tag (Stichtagsbetrachtung zum Ende des letzten Geschäftsjahres – i.d.R. 31.12.2025) einen Stresstest durchführen 
lassen. Anpassungen gegenüber der Sammelverfügung zum Stresstest von Pensionskassen vom 31.01.2023 sind 
zu erwarten (Link auf die BaFin-Seite mit Allgemein- und Sammelverfügungen). 

// SD 
 

EIOPA-Stresstest 2025 für EbAV – Ergebnisbericht veröffentlicht 

Die EU-Aufsichtsbehörde EIOPA hat am 16. Dezember 2025 die Ergebnisse ihres Liquiditäts-Stresstests 2025 für 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) veröffentlicht (siehe EIOPA-Website, u.a. mit Stresstest-
Bericht Factsheet und FAQs). EU-weit haben 156 EbAV aus 18 Mitgliedstaaten am EIOPA-Stresstest 2025 teilge-
nommen, darunter 22 Pensionskassen und Pensionsfonds aus Deutschland.  
 
Durch die Ergebnisse des EIOPA-Stresstests 2025 sieht sich die europäische Aufsichtsbehörde in ihrer Arbeit zur 
Beaufsichtigung des Liquiditätsrisikomanagements von EbAV bestärkt: “This insight supports the work EIOPA is 
carrying out on the supervision of liquidity risk management by IORPs, as set out in its Opinion on the Supervision 
of Liquidity Risk Management of IORPs (published July 2025). The Opinion clarifies expectations for IORPs with 
material liquidity risk exposures — whether stemming from derivative positions or other sources — to integrate 
liquidity risk management into their governance and to conduct regular stress testing and scenario analysis.”  
 
Laut BaFin-Pressemeldung vom 17. Dezember 2025 hat dieser Liquiditäts-Stresstest auch gezeigt, dass EbAV mit 

Liquiditätsrisiken umgehen können. Zwar hätten auf EU-Ebene Zahlungsströme („Margin Calls“) aus Derivaten 

einen wesentlichen Einfluss auf die Ergebnisse, dies sei bei den deutschen Teilnehmern aber nicht der Fall.  

 

PensionsEurope und der europäische Verband der paritätischen Einrichtungen AEIP betonten in einer gemeinsa-

men Presseerklärung, dass der EIOPA-Stresstest gezeigt habe, dass die EbAV im Europäischen Wirtschaftsraum 

angesichts schwieriger geopolitischer Rahmenbedingungen Robustheit gezeigt haben. Dies bestätige, dass der 

aktuelle Rahmen für das Risikomanagement von EbAV angemessen ist. 

 

Der nächste EIOPA-Stresstest für EbAV ist für 2028 zu erwarten. 

// SD, XK 
 

  

https://www.bafin.de/DE/RechtRegelungen/Verfuegungen/liste_verfuegungen_node.html;jsessionid=9D9405C21D95B881FDE89AC757A99AB4.internet002
https://www.eiopa.europa.eu/europe-wide-liquidity-stress-test-occupational-pension-funds-confirms-vulnerability-margin-calls-2025-12-16_en
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2025/neu/meldung_25_12_17_EbAV_Stresstest.html
https://aeip.net/
https://pensionseurope.eu/press-release-pension-funds-show-resilience-in-2025-eiopa-liquidity-stress-test/
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NACHHALTIGKEIT 

Vorschlag der EU-Kommission zur Überarbeitung der Offenlegungsverordnung: erste Ein-
schätzungen aus EbAV-Sicht 

Die EU-Kommission hat am 20. November 2025 ihren Vorschlag u.a. zur Änderung der Offenlegungsverordnung 
(SFDR) vorgelegt  (KOM-Website mit Presseerklärung, Vorschlag, FAQ und Folgenabschätzung). Der Vorschlag lässt 
weiterhin die Besonderheiten der betrieblichen Altersversorgung unberücksichtigt. Noch immer ist eine undiffe-
renzierte Einbeziehung von EbAV als Finanzmarktteilnehmer in den SFDR-Anwendungsbereich und eine Definition 
„Finanzprodukt“, die Altersversorgungssysteme umfasst, vorgesehen.  
 
Die erste Analyse hat zu folgenden Einschätzungen geführt: 
 
Der Überarbeitungsvorschlag der EU-Kommission führt im Vergleich zur SFDR zwar auch bei den EbAV zu einem 
geringeren Aufwand, aber durch die enthaltene strukturelle Benachteiligung zu einem u.E. falschen Bild auf Al-
tersversorgungssysteme. Dies birgt v.a. mittel- und langfristig politische Gefahren. Das vorgesehene Klassifizie-
rungssystem für nachhaltige Finanzprodukte soll dazu führen, dass Anleger fundiertere Entscheidungen treffen 
können. Derartige Entscheidungen werden in der bAV regelmäßig nicht durch den einzelnen Versorgungsberech-
tigten oder Leistungsempfänger getroffen. Ein Mehrwert im Bereich bAV durch die SFDR-Einbeziehung besteht 
daher weiterhin gar nicht oder ist nur sehr gering. Das neue Klassifizierungssystem dürfte aber auch dazu führen, 
dass die wenigsten Altersversorgungssysteme eine nachhaltigkeitsbezogene Kategorie erreichen können. Bei 
EbAV geht es nämlich darum, vorhandene Altersversorgungssysteme in Richtung ESG zu entwickeln und nicht da-
rum, neue Finanzprodukte aufzusetzen. Wie wird dies auf die Versorgungsberechtigten oder politischen Entschei-
dungsträger wirken? 
 
Aus Sicht der EbAV dürfte daher entscheidend sein: 
 
▪ EbAV sollten aus dem Anwendungsbereich der SFDR-II-VO herausgenommen oder zumindest sollten die Al-

tersversorgungssysteme nicht mehr als Finanzprodukte definiert werden.  
▪ Angesichts der Vielfalt im bAV-Bereich sollten zumindest die Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, EbAV 

(Einbeziehung als Finanzmarktteilnehmer) oder deren Altersversorgungssysteme (Definition als „Finanzpro-
dukte“ im Sinne der SFDR) von den SFDR-Anforderungen auszunehmen. 

▪ Nachhaltigkeitsanforderungen für EbAV sollten stattdessen vollständig und proportional in der überarbeitet 
EbAV-II-Richtlinie verankert werden. 

▪ Sofern EbAV und Altersversorgungssysteme im Anwendungsbereich der SFDR verbleiben: Art. 6a der überar-
beiteten SFDR darf EbAV nicht daran hindern, die Anforderungen der überarbeiteten EbAV-II-RL im Bereich 
ESG zu erfüllen. 

▪ Informationen der SFDR für Spezialfonds sollten weiterhin auch gegenüber institutionellen Anlegern veröf-
fentlicht werden müssen. EbAV sind selbst Kunden auf den Finanzmärkten und auf die Zulieferung von ESG-
Informationen angewiesen. 

 
Die aba wird im Januar 2026 zum SFDR-II-Vorschlag ein Positionspapier veröffentlichen. 
 

// SD, XK 

  

https://finance.ec.europa.eu/publications/commission-simplifies-transparency-rules-sustainable-financial-products_en
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IT-ANFORDERUNGEN 

IDW-Entwurf für Prüfungsstandard zur DORA-Verordnung – aba-Vorschläge zu Indikatoren 
und Erläuterungen zu EbAV 

Die aba hat sich mit einer Stellungnahme vom 31. Oktober 2025 an der Konsultation des Instituts der Wirtschafts-
prüfer (IDW) zum Entwurf eines Prüfungsstandards IDW EPS 528 (08.2025) beteiligt (vgl. aba-Website-Artikel vom 
17.9.2025). Die Konsultation steht in Zusammenhang mit der durch das Finanzmarktdigitalisierungsgesetz mit Wir-
kung ab 1. Januar 2025 geschaffenen Neuregelung in § 35 Abs. 1 Nr. 10 VAG. Sie weitet die verpflichtenden Auf-
gaben des Jahresabschlussprüfers auf die Prüfung der Einhaltung der materiellen Bestimmungen der DORA-Ver-
ordnung aus. 
 
Insbesondere in Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) wird mit einer erheblichen Steigerung 
des Prüfungsumfangs und des damit verbundenen organisatorischen und finanziellen Aufwands gerechnet. Ge-
mindert werden dürften diese Mehrbelastungen allenfalls im Rahmen der Erstprüfung durch die von der BaFin 
gegenüber dem IDW angekündigten Prüfungserleichterungen (Schreiben der BaFin vom 18. August 2025 mit De-
tails hier abrufbar). Die Gremien der aba haben sich daher mit diesem Thema intensiv beschäftigt. Im Rahmen der 
aba-Tagung „Aufsichtsrecht für EbAV 2025“ am 30. September war es ein Schwerpunkt (vgl. hierzu den Bericht 
auf Pensions.Industries vom 5. November 2025).  
 
Die Stellungnahme der aba konzentriert sich auf den im IDW-Entwurf als Anhang vorgesehenen „Indikatorenkata-
log“ zum wichtigen Kriterium der Proportionalität (Art. 4 DORA-VO). Die aba begrüßt, dass das IDW mit dem Indi-
katorenkatalog dem in Artikel 4 der DORA-Verordnung verankerten Proportionalitätsprinzip eine hohe Bedeutung 
beimisst. Dies erhöht die Chance, dass in Prüfungssituationen der Angemessenheitsgrundsatz sinnvoll und sach-
gerecht auf alle Arten von Finanzunternehmen angewendet werden kann. Die aba hat aber Ergänzungen und An-
passungen an mehreren Formulierungen vorgeschlagen.  
 
Vorrangiges Ziel der Vorschläge ist, dass auch organisatorische und rechtliche Besonderheiten von Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) angemessen berücksichtigt werden können. In § 296 VAG ist ein für 
EbAV eigenständiger Proportionalitätsbegriff verankert. Der Regelung zufolge wendet die Aufsichtsbehörde die 
Vorschriften des VAG „in einer Art und Weise an, die der Größenordnung, der Art, dem Umfang und der Komple-
xität der Tätigkeiten der jeweiligen EbAV angemessen ist“. Hintergrund dieser Differenzierung ist, dass die VAG-
Anforderungen für EbAV primär auf der EbAV-II-Richtlinie basieren – und nicht auf dem Regelwerk der Solvency-
II-Richtlinie. 
 
Zielgruppe der hier abrufbaren aba-Stellungnahme sind aber nicht nur das IDW bzw. in Zukunft die Jahresab-
schlussprüfer. Die Stellungnahme und die darin enthaltenen Argumente könnten auch als „Handreichung“ für 
EbAV hilfreich sein. Sie wurden – unter aktiver Beteiligung von EbAV-Vertretern aus der aba-Arbeitsgruppe DORA 
– so abgefasst, dass sie gleichermaßen für EbAV auch als Selbstvergewisserung bzw. Argumentationshilfe für Ge-
spräche mit ihren Wirtschaftsprüfern im Rahmen der Prüfungsvorbereitung einsetzbar sind.  

// AZ, SD 
 

DORA-Verordnung: Erste Zwischenbilanz, Kritische Drittdienstleister, neue Aufsichtsmittei-
lung zu IKT-Risiken beim Einsatz Künstlicher Intelligenz 

Die BaFin hat in einer Online-Veranstaltung am 4. Dezember 2025 eine erste Zwischenbilanz der seit dem 17. 
Januar 2025 verpflichtend anzuwendenden DORA-Verordnung über die digitale operationale Resilienz von Finanz-
unternehmen aus aufsichtlicher Perspektive gezogen. In den Vorträgen betonten die Vertreter der BaFin die an-
haltend hohe Gefährdung der IT-Resilienz von Finanzunternehmen und appellierten dafür, die mit der DORA-Ver-
ordnung und der zugehörigen Level II- und Level-III-Regulierung geschaffenen „Werkzeuge“ vollständig 

https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2025-11-03-proportionalitaet-bei-der-aufsichtlichen-pruefung-digitaler-operationeller-resilienz-von-ebav-gewaehrleisten
https://www.idw.de/idw/idw-verlautbarungen/idw-eps-528-08-2025.html
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2025-09-17-dora-verordnung-antworten-auf-praxisfragen-und-kuenftige-wp-pruefungen
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2025-09-17-dora-verordnung-antworten-auf-praxisfragen-und-kuenftige-wp-pruefungen
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/438/VO.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vag_2016/__35.html
https://www.idw.de/idw/idw-aktuell/dora-erleichterungen-bei-der-erstmaligen-pruefung.html
https://pensions.industries/dass-dora/
https://pensions.industries/dass-dora/
Artikel%204
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2025-11-03-proportionalitaet-bei-der-aufsichtlichen-pruefung-digitaler-operationeller-resilienz-von-ebav-gewaehrleisten
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2025/neu/meldung_2025_12_04_it_aufsicht_rede_dora.html
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einzusetzen. Mit Blick auf künftige Prüfungen kam in den Antworten auf Teilnehmerfragen zum Ausdruck, dass 
die BaFin zwar die praktischen Herausforderungen anerkennt, die sich aus der Umsetzung der Gesamtheit aller 
DORA-Anforderungen ergeben haben bzw. teilweise noch ergeben. Spätestens ab dem Jahr 2026 werde aber 
grundsätzlich eine vollständige Umsetzung der DORA-Anforderungen erwartet („Offene DORA-Projekte wirken 
sich bei aufsichtlichen Prüfungen natürlich nicht strafmildernd aus.“). 
 
Die BaFin hat wegen technischer Probleme beim Zugang zum Veranstaltungsstream Aufzeichnungen der (ansons-
ten auf 5.000 Personen beschränkte Online-Veranstaltung) zum freien Zugang veröffentlicht. Diese Videos sind 
(nur bis 31. Dezember 2025) über folgende Links aufrufbar: 
 
▪ Begrüßung 
▪ Keynote 
▪ Das erste Jahr DORA 
▪ Entwicklungen im IKT-Drittparteienrisikomanagement 
▪ Analyse von IKT-Drittparteibeziehungen 
▪ Beobachtungen aus dem Meldewesen für IKT-Vorfälle 
▪ Erste Erkenntnisse aus DORA-Prüfungen 
▪ Schlusswort 
 
Bereits am 18. November 2025 gab es auch einen wichtigen Fortschritt im Bereich des Managements des Dritt-
parteienrisikomanagements: die europäischen Aufsichtsbehörden haben eine Liste mit insgesamt 18 als kritisch 
identifizierten IKT-Dienstleistern (CTPP Critical Third-Party Providers) veröffentlicht. Es handelt sich dabei um die-
jenigen Dienstleister, bei denen aufgrund ihrer Marktstellung und technischen Verbreitung IT-Vorfälle pozentiell 
besonders gravierende Auswirkungen auf die Finanzmarktstabilität haben und für die die DORA-Verordnung daher 
in den Art. 31 ff. DORA VO einen eigenen EU-Überwachungsrahmen vorsieht. Datenbasis für die Ermittlung der 
kritischen Dienstleister war die Auswertung der an die nationalen Aufsichtsbörden eingereichten Informationsre-
gister (Art. 28 DORA-VO). Diese Register mit einem detaillierten Gesamtüberblick über die IKT-Vertragsbeziehun-
gen mussten in Deutschland erstmals bis 28. April 2025 bei der BaFin übermittelt werden und müssen fortan jähr-
lich bis 31. März in aktualisierter Form eingereicht werden. 
 
Am 18. Dezember 2025 erschien außerdem eine seit längerer Zeit erwartete BaFin-Aufsichtsmitteilung mit dem 
Titel „Orientierungshilfe zu IKT-Risiken beim Einsatz von KI in Finanzunternehmen“. Sie soll beaufsichtigten Unter-
nehmen helfen, IKT-Risiken nach den Vorgaben von DORA zu managen. In der Ankündigung der BaFin heißt es u.a. 
„Besonderes Augenmerk gilt dabei dem IKT-Risikomanagement und dem IKT-Drittparteienrisikomanagement. Die 
Orientierungshilfe betrachtet die IKT-Risiken entlang des KI-Lebenszyklus. Dieser umfasst die Beschaffung von Da-
ten, die Entwicklung von Modellen und deren Bereitstellung sowie den laufendenden Betrieb und die Stilllegung. 
Die Sicherheit und Resilienz eines KI-Systems müssen in jeder Phase gewährleistet sein.“ 

// AZ, SD 
 

Digital Omnibus eröffnet Reformdiskussion u.a. über DORA-VO und KI-VO 

Am 19. November 2025 hat die EU-Kommission ihren sogenannten „Digital Omnibus“ vorgestellt. Der englische 
Titel des englischen Gesetzgebungsvorschlags enthält als Zielstellung die Worte „„as regards the simplification of 
the digital legislative framework“, also eine Vereinfach des Rechtsrahmens für Digitales. Dafür sind die Überarbei-
tung und teilweise auch Außerkraftsetzung einer Reihe von Rechtsakten vorgesehen.  
 
Besondere Beachtung aus dem Blickwinkel der betrieblichen Altersversorgung verdienen Vorschläge zur DORA-
Verordnung sowie zur KI-Verordnung. Der Änderungsvorschlag zur DORA-Verordnung ist verzahnt mit einem wei-
teren Reformvorschlag für die NIS 2-Richtlinie zur Stärkung der Cybersicherheit und Informationssicherheit von 
kritischen Infrastrukturen. Dort vorgesehen ist die Schaffung eines europaweiten „Single Entry Points“ für die Mel-
dung kritischer IT-Vorfälle, angesiedelt bei der europäischen Cyber-Sicherheits-Agentur ENISA. Durch einen Norm-
verweis in Artikel 19 der DORA-Verordnung soll dies künftig auch für Finanzunternehmen und damit auch für EbAV 

https://www.videolyser.de/video/67174836/640/360
https://www.videolyser.de/video/67155570/640/360
https://www.videolyser.de/video/67175713/640/360
https://www.videolyser.de/video/67161701/640/360
https://www.videolyser.de/video/67158896/640/360
https://www.videolyser.de/video/67177192/640/360
https://www.videolyser.de/video/67156598/640/360
https://www.videolyser.de/video/67176847/640/360
Die%20BaFin%20hat%20in%20einer%20Online-Veranstaltung%20am%204.%20Dezember%202025%20eine%20erste%20Zwischenbilanz%20der%20seit%20dem%2017.%20Januar%202025%20verpflichtend%20anzuwendenden%20DORA-Verordnung%20über%20die%20digitale%20operationale%20Resilienz%20von%20Fi-nanzunternehmen%20aus%20aufsichtlicher%20Perspektive%20gezogen.%20In%20den%20Vorträgen%20betonten%20die%20Vertreter%20der%20BaFin%20die%20anhaltend%20hohe%20Gefährdung%20der%20IT-Resilienz%20von%20Finanzunternehmen%20und%20appellierten%20dafür,%20die%20mit%20der%20DORA-Verordnung%20und%20der%20zugehörigen%20Level%20II-%20und%20Level-III-Regulierung%20geschaffenen
Die%20BaFin%20hat%20in%20einer%20Online-Veranstaltung%20am%204.%20Dezember%202025%20eine%20erste%20Zwischenbilanz%20der%20seit%20dem%2017.%20Januar%202025%20verpflichtend%20anzuwendenden%20DORA-Verordnung%20über%20die%20digitale%20operationale%20Resilienz%20von%20Fi-nanzunternehmen%20aus%20aufsichtlicher%20Perspektive%20gezogen.%20In%20den%20Vorträgen%20betonten%20die%20Vertreter%20der%20BaFin%20die%20anhaltend%20hohe%20Gefährdung%20der%20IT-Resilienz%20von%20Finanzunternehmen%20und%20appellierten%20dafür,%20die%20mit%20der%20DORA-Verordnung%20und%20der%20zugehörigen%20Level%20II-%20und%20Level-III-Regulierung%20geschaffenen
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32022R2554#cpt_V:~:text=konsolidierter%20Ebene%20ein-,Informationsregister,-%2C%20das%20sich%20auf
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/DORA/Informationsregister_und_Anzeigepflichten/Informationsregister_und_Anzeigepflichten_node.html
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/DORA/Informationsregister_und_Anzeigepflichten/Informationsregister_und_Anzeigepflichten_node.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2025/neu/meldung_2025_12_18_orientierungshilfe_ikt_risiken.html
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/digital-omnibus-regulation-proposal
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?locale=de
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?locale=de
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj?locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32022L2555
https://www.enisa.europa.eu/
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gelten (Artikel 8 des Digital Omnibus zur Änderung der DORA-Verordnung). Nationale Aufsichtsbehörden würden 
dadurch künftig über IKT-Vorfälle durch die ENISA informiert, und nicht mehr durch Finanzunternehmen. Der erst 
vor Kurzem etablierte Meldeweg der DORA-Verordnung würde grundlegend geändert. Derzeit sind deutsche Fi-
nanzunternehmen verpflichtet, die BaFin über einen neues „Fachverfahren“ auf der Melde- und Veröffentli-
chungsplattform (MVP) zu informieren. Die BaFin als nationale Aufsichtsbehörde übernimmt die Weiterleitung an 
die europäischen Aufsichtsbehörden. ENISA ist nach den aktuellen Vorschriften beteiligt an Abstimmungsprozes-
sen, u.a. im Rahmen der Entwicklung technischer Regulierungsstandards (Art. 18 Abs. 3 und 4 DORA-VO) und an 
gemeinsamen Bewertungsverfahren über Vorfallsmeldungen (Art. 19 Abs. 7 DORA-VO). 
 
PensionsEurope, unterstützt von der aba, hatte im Oktober 2025 in ihrer Antwort auf einen „Call for Evidence“ 
der EU-Kommission von einer solchen Reform explizit abgeraten. Zwar hatte PensionsEurope in der Stellung-
nahme die Vereinfachungen von Vorfallsmeldungen empfohlen. Es wurde aber explizit klargestellt, dass dies nicht 
als Befürwortung einer zentralisierten EU-Meldeplattform zu verstehen ist. Ein EU-weiter Single Entry Point werde 
keine Vereinfachung bringen, sondern vielmehr Kosten und Komplexität erhöhen, bereits etablierte Kommunika-
tionskanäle mit den zuständigen nationalen Behörden stören und zu neuen Risiken (Verzögerungen und Fragmen-
tierung) führen. Diese Haltung werden die aba und PensionsEurope in dem nunmehr beginnenden Gesetzge-
bungsverfahren weiter vertreten. 
 
Eine bedeutsame geplante Änderung der KI-Verordnung ist die Verschiebung des Stichtags für das Wirksamwer-
den der Regelungen über sog. Hochrisiko-Anwendungen gem. Anhang III der KI-Verordnung vom 2. August 2026 
auf den 2. Januar 2027. Weitere Inhalte des Digital Omnibus sind Vorschläge zur vereinfachten Anwendung der 
erst seit dem 12. September 2025 anzuwendenden Datenverordnung (Data Act) (diese regelt den Zugang und die 
Nutzung von (Kunden-)Daten aus der Benutzung vernetzter Geräte, also Gebrauchsgüter wie Fitness-Tracker oder 
„smarte“ Haushaltsgeräte) sowie bei der Datenschutzgrundverordnung. 
 
Ausblick: Mit den vorgeschlagenen Änderungen stößt die EU-Kommission bei vielen Rechtsvorschriften eine Re-
formdiskussion zu einem frühen Zeitpunkt an: teilweise erst kurz nach dem Datum der Anwendbarkeit oder deut-
lich vor dem Stichtag einer im Rechtsakt angelegten Überprüfungsklausel. Im Falle der DORA-Verordnung endet 
die Evaluationsfrist erst am 18. Januar 2028 (Art. 58 DORA-VO). Dieses Reformtempo birgt neben Risiken auch 
Chancen. Denn ungeachtet der Tatsache, dass aba und PensionsEurope wie im Falle der DORA-Verordnung die 
vorgeschlagenen Inhalte des Digital Omnibus ablehnen, schafft er nun die Gelegenheit, der EU-Kommission auch 
andere, aus Sicht der betrieblichen Altersversorgung dringlichere Reform- und Vereinfachungsvorschläge zu un-
terbreiten. Eine entsprechende Bestandsaufnahme hat bei PensionsEurope bereits begonnen. Eine Rückmeldung 
im Rahmen des „post adoption feedback“ ist in Arbeit und soll bis zum 9. Februar 2026 abgegeben werden.  

// AZ 
 

FIDA-Verordnungsvorschlag: Keine Fortschritte bei Trilogverhandlungen in Q4 2025 

Der Ausgang der Trilogverhandlungen über den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung über „einen Rah-
men für den Zugang zu Finanzdaten“ (FIDA-Verordnungsvorschlag) ist am Ende des Jahres 2025 weiterhin offen. 
Der in einem Beitrag auf der aba-Website am 25. September 2025 dargestellte Sachstand ist in Q4 2025 weitge-
hend unverändert geblieben. I Die aus Sicht der aba zentralen Frage einer möglichen Einbeziehung von Daten zu 
„Ruhegehaltsansprüche[n] aus betrieblichen Altersversorgungssystemen“ im Sinne sowohl der Solvency II-Richtli-
nie als der EbAV II-Richtlinie (Art. 2 Abs. 1 c DORA-VO-Vorschlag sowie von „Einrichtungen der betrieblichen Al-
tersversorgung“ Art. 2 Abs. 2 k) DORA-VO-Vorschlag ist noch nicht final entschieden. 
 
Uneinigkeit herrscht auch über die Frage, ob sog. Gatekeeper (große, marktbeherrschende Tech-Konzerne im 
Sinne des Digital Markets Acts) die Möglichkeit erhalten sollen, Datennutzer im Sinne des FIDA-Verordnungsvor-
schlags zu werden, d.h. Zugriffsrechte auf Daten von Finanzunternehmen zu bekommen und auf dieser Basis 
Dienstleistungen anzubieten. Die Verhandlungen werden nun im ersten Halbjahr 2026 unter der Ratspräsident-
schaft Zyperns fortgesetzt. 

// AZ, SD 

https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/DORA/Meldewesen_IKT_Vorfaelle/Meldewesen_IKT_Vorfaelle_node.html
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?locale=de
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?locale=de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14855-Simplification-digital-package-and-omnibus/F33088575_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14855-Simplification-digital-package-and-omnibus/F33088575_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302854
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?locale=de#:~:text=Artikel%C2%A058,%C3%9Cberpr%C3%BCfungsklausel
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14855-Simplification-digital-package-and-omnibus_en
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2025-09-24-fida-verordnungsvorschlag-frage-der-einbeziehung-von-ebav-bleibt-offen
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022R1925
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VERSCHIEDENES 

Neues Seminar „Grundzüge der Direktzusage“ 

Unser bewährtes Seminarkonzept wird ab 2026, um das Seminar „Grundzüge der Direktzusage“ erweitert. Es wer-
den fundierte Grundlagen der Direktzusage vermittelt für Fachkräfte aus Accounting, Finance, HR und den Pensi-
onsbereichen, die im Unternehmen Berührungspunkte mit Direktzusagen haben und nach praxisrelevanten Ant-
worten suchen. 

// UPS 
 

Veranstaltung für Kapitalanlageverantwortliche von EbAV am 24.02.2026 in Wiesbaden 

Die Veranstaltung richtet sich primär an die für die Kapitalanlage zuständigen Vorstände in Pensionskassen und 
Pensionsfonds sowie Mitglieder des aba-Fachausschusses KAP/R, sofern sie bei einem von der BaFin beaufsichtig-
ten Unternehmen beschäftigt sind. 
 
Die Agenda ist aktuell noch in Planung. Eine Anmeldung ist voraussichtlich ab Mitte Januar möglich. Weitere In-
formationen werden hier auf der aba-Website einstellt. 

// SD 
 

Austauschangebote 2026 des aba-Fachausschusses Kapitalanlage und Regulatorik 

Der aba-Fachausschuss Kapitalanlage und Regulatorik (KAP/R) bietet 2026 interessierten aba-Mitgliedern einen 
Austausch zu aktuellen "praktischen" Kapitalanlagethemen an. Den Auftakt dieses neuen Angebots machte bereits 
in diesem Jahr das langjährige aba-Ausschussmitglied Olaf John, LGIM Managers (Europe) Ltd., am 22. Oktober 
2025 zu „Zielorientierte Effizienz in der Kapitalanlage. Eine Fallstudie mit bilanzorientiertem Fokus“.  
 
Der Austausch findet als Teams-Webinar statt. Er ist grundsätzlich alle zwei Monate ab Februar 2026 vorgesehen, 
und zwar am letzten Mittwoch des Monats von 16:00 Uhr bis max. 17:30 Uhr. Der erste Termin 2026 findet am 
26. Februar 2026 statt, und zwar mit Dr. Stefan Nellshen, stellv. Leiter des FA KAP/R und Vorstandsvorsitzender 
der Bayer-Pensionskasse VVaG, zum Thema “ALM-Studien am Beispiel der Bayer Pensionskasse”. 
 
Die Termine für 2026 und bisher geplanten Themen sind auf der aba-Website zu finden. Mitglieder der aba können 
sich für die einzelnen Termine im internen Bereich der aba-Website kostenlos anmelden.  

// SD 
 

Aktualisierte Daten und Fakten zur betrieblichen Altersversorgung 

Zur betrieblichen Altersversorgung in Deutschland gibt es viele Zahlen. Seit vielen Jahren trägt die aba in der Sta-
tistik-Rubrik ihrer Website Daten und Fakten zur betrieblichen Altersversorgung aus verschiedenen Quellen zu-

sammen. Zusätzliche erläuternde Texte vermitteln Hintergrundwissen zum besseren Verständnis der Statistiken. 
Viele der Präsentationen zeigen durch Zeitreihen langfristige und spannende Entwicklungstrends auf. 
 

Rund 20 der insgesamt über 50 Präsentationen wurden in den letzten Wochen – anlässlich des Erscheinens 
neuer Ausgaben externer Studienreihen oder Aktualisierungen bei anderen Datenquellen – auf den aktuellen 
Stand gebracht. Schauen Sie doch einmal in unserem Statistik-Bereich vorbei. 

// Mo, AZ 
 

  

https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-02-24-veranstaltung-fuer-kapitalanlageverantwortliche-von-ebav-kap-ebav26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/workshops/alle-workshops-webinare
https://www.aba-online.de/infothek/statistik/ueberblick
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OECD-Pension Markets in Focus 2025: Weltweit verwaltete Pensionsvermögen steigen auf 
neues Rekordniveau 

Die Pensionsvermögen in den OECD-Mitgliedsländern sind im Jahr 2024 um durchschnittlich 7,1 % und in den 
vergangenen 10 Jahren um rd. 45 % gewachsen (2014: 48,1 Billionen USD). Sie erreichten damit Ende 2024 einen 
neuen Rekordwert von 69,8 Billionen USD (2023: 65,2 Billionen USD).Das Wachstum der Pensionsvermögen im 
Jahr 2024 ist im Wesentlichen auf eine positive nominale Anlagerendite zurückzuführen. Dabei erzielten die Ver-
sorgungseinrichtungen mit einem hohem Aktienanteil 2024 die besten Ergebnisse. Dies ist auf die positive Ent-
wicklung an den weltweiten Aktienmärkten im Jahr 2024 zurückzuführen. Der MSCI World Index stieg im vergan-
genen Jahr um fast 20 %. 
 
Darüber hinaus sind die Pensionsvermögen aufgrund positiver Nettozuflüsse gestiegen. Die Zahl der Beitragszah-
ler und die Beitragssummen stiegen in den meisten Ländern weiter an. Damit überstiegen die Beiträge in Pensi-
onspläne die Auszahlungen an Rentner, was zusätzlich zu einem Vermögenswachstum beitrug. 
 
Alle Arten von Pensionsplänen verzeichneten dabei einen Vermögenszuwachs. Die Bedeutung von klassischen 
Leistungszusagen (Defined Benefit (DB)) nimmt jedoch weiterhin ab, während beitragsorientierte Pläne (Defined 
Contribution (DC)) und individuelle Pläne stärker wachsen. Laut dem 50-seitigen OECD-Bericht sind Pensionsver-
mögen in der klassischen Leistungszusage um 4 % gestiegen, während sie in den beitragsorientierten Plänen um 
11,4 % gestiegen sind. Die Vermögen in privaten Plänen sind um 9% gestiegen. 
 
Die Vermögenswerte in betrieblichen DB-Plänen machten Ende 2024 31,9 % der Pensionsplanvermögen aus, ver-
glichen mit 33,2 % Ende 2023 und 39,7 % Ende 2014. Im Verlauf der vergangenen 10 Jahre ist damit ein Wandel 
in der betrieblichen Altersversorgung von DB- Systemen hin zu DC-Systemen zu erkennen. 
 
Ein weiterer zu beobachtender Trend ist in vielen OECD-Ländern ist ein Rückgang der Anzahl an Pensionsanbie-
tern. In diesen Staaten gibt es weniger, dafür aber größere Anbieter. Effizienzsteigerung und die bessere Einhal-
tung regulatorischer Anforderungen sind laut OECD die Gründe für die Zusammenlegung von Anbietern. So ist die 
Anzahl von Anbietern z.B. in den Niederlanden von 365 im Jahr 2014 auf 162 Ende 2024 gesunken. In Deutschland 
ist die Anzahl vergleichsweise stabil: Im Jahr 2014 gab es 172 Anbieter, Ende 2024 verblieben 158 Anbieter. Die 
OECD-Pensionsdaten aus Deutschland beziehen sich jedoch lediglich auf die Pensionskassen und Pensionsfonds, 
die unter Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) stehen. 
 
Die vollständige Studie ist unter diesem Link abrufbar. 

 
Quelle: OECD (2025): Pension Markets in Focus 2025 

// Mo 
 

https://www.oecd.org/en/publications/pension-markets-in-focus-2025_b095d0a0-en.html
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TAGUNGEN 

18. März 2026 Forum Steuerrecht, Mannheim 

19. März 2026 Forum Arbeitsrecht, Mannheim 

05. Mai 2026 Digitaler Infotag Versorgungsausgleich 

12./13. Mai 2026 88. aba-Jahrestagung, Berlin 

23. September 2026 Herbsttagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige, Köln 

30. September 2026 Tagung „Aufsichtsrecht für EbAV“, Bonn 

01. Oktober 2026 Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen, Bonn 
 

 

SEMINARE 

 

Seminarkalender 

 

09. bis 10. März 2026 
Köln 
 

Grundzüge der Direktzusage 
Vertiefungsseminar 
Neu im aba-Seminarprogramm 

 

10. bis 12. März 2026 
Stuttgart 
06. bis 08. Oktober 2026 
Stuttgart 

Grundzüge der betrieblichen Altersversorgung 
Basisseminar mit Workshop  
Neu konzipiert für 3 Tage 

 

13. bis 17 April 2026  
Stuttgart 
15. bis 19. Juni 2026 
Dresden      … und weitere 

 

Systematische Einführung in das Arbeitsrecht der be-
trieblichen Altersversorgung   
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

20. bis 24. April 2026 
Gerlingen (Stuttgart) 
22. bis 26. Juni 2026 
Dresden 

Systematische Einführung in das Steuerrecht der betrieb-
lichen Altersversorgung  
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

01. bis 03. Juni 2026 
Kassel 

Versorgungsausgleichsrecht für Betriebsrenten 
Vertiefungsseminar 
Ab 2026 im erweiterten Format: 2,5 Tage 

 
 
Grundzüge der  
Direktzusage 

Grundzüge  
der  
betrieblichen  
Altersversorgung 

Systematische  
Einführung in  
das Arbeitsrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Systematische  
Einführung in  
das Steuerrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Versorgungaus-
gleichsrecht  
für Betriebsrenten 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-03-09-grundzuege-der-direktzusage-sdz26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare?cat=78
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-04-13-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar126
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-04-13-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar126
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-04-20-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr126
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-04-20-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr126
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-01-versorgungsausgleichsrecht-fuer-betriebsrenten-sva26
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08. bis 09. Juni 2026 
Fulda 

Internationale und Deutsche Rechnungslegung für  
Pensionen u. ä. Verpflichtungen 
Vertiefungsseminar 

 

29. bis 30. Juni 2026 
Unterhaching (München) 

Grundzüge der Pensionskasse: Fortbildung für Mitarbei-
ter, Vorstände und Aufsichtsräte  
Vertiefungsseminar 

 

22. bis 24. September 2026 
Würzburg 

Kapitalanlage in der betrieblichen Altersversorgung 
Vertiefungsseminar 

 
Weitere Termine, Informationen und Anmeldung für unseren Veranstaltungen unter:  
https://www.aba-online.de/veranstaltungskalender  
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten er-
scheint am 30. Januar 2026 aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im Mitglieder-
bereich der aba-Website.  
 

 
 

 

Internationale  
und deutsche 
Rechnungslegung 
für Pensionen u. ä. 
Verpflichtungen 

Grundzüge der 
Pensionskasse: 
Fortbildung für 
Mitarbeiter,  
Vorstände und 
Aufsichtsräte 

Kapitalanlage 
in der 
betrieblichen  
Altersversorgung 

Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung:  

St Klaus.Stiefermann@aba-online.de  
XK Xaver.Kettel@aba-online.de 
MK  Markus.Klinger@aba-online.de 
Mo Stefan.Mondorf@aba-online.de 
SD Cornelia.Schmid@aba-online.de 
UPS Ulrike.Schulz@aba-online.de 
AZ Andreas Zimmermann@aba-online.de 
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https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-08-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-08-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-29-grundzuege-der-pensionskasse-fortbildung-fuer-mitarbeiter-vorstaende-und-aufsichtsraete-skp26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-29-grundzuege-der-pensionskasse-fortbildung-fuer-mitarbeiter-vorstaende-und-aufsichtsraete-skp26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-09-22-kapitalanlage-der-betrieblichen-altersversorgung-skap26
https://www.aba-online.de/veranstaltungskalender
mailto:info@aba-online.de

